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Neuordnung der Arbeitslosenhilfe
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Kurzfassung
Gegenwärtig existieren drei verschiedene Unterstützungsleistungen für Erwerbsfähige, die zumindest
überwiegend den Lebensunterhalt sicherstellen sollen: Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Sozialhil-
fe. Dabei sind Arbeitslosengeld und -hilfe einerseits und Sozialhilfe andererseits nicht aufeinander abge-
stimmt, insbesondere gilt dies für Arbeitslosen- und Sozialhilfe.

Grundsätzlich bestehen mehrere Möglichkeiten einer verbesserten Abstimmung. Während sich inzwi-
schen die Schaffung eines neuen einheitlichen Leistungssystems für bedürftige Erwerbsfähige abzeich-
net, könnte eine Alternative in einer Befristung der Arbeitslosenhilfe, beispielsweise auf ein oder zwei
Jahre, und ihrer Harmonisierung mit der Sozialhilfe bestehen. Damit würde anders als bei einem neuen
einheitlichen Leistungssystem die Lebensstandardsicherung der Arbeitslosenhilfe nicht vollständig auf-
gegeben. Vorliegend werden Möglichkeiten zur Ausgestaltung aufgezeigt. Außerdem wird - die politi-
sche Debatte aufgreifend - eine gleichzeitige Begrenzung des Arbeitslosengeldes auf ein Jahr auch für
ältere Arbeitslose in die Überlegungen einbezogen. Dabei soll insgesamt die Ausgestaltung eine Aktivie-
rung der Leistungsempfänger möglichst unterstützen.

Insgesamt erscheint es kaum möglich, die gegenwärtigen Unzulänglichkeiten des Gesamtsystems ohne
Abschaffung der Arbeitslosenhilfe zu lösen.

Die Befristung des Arbeitslosengeldes auf höchstens ein Jahr und die Befristung der Arbeitslosenhilfe
dürfte zur Aktivierung der Leistungsempfänger bereits zu Beginn der Arbeitslosigkeit beitragen. Dies
erscheint insofern bedeutsam, weil zu Beginn der Arbeitslosigkeit die Eingliederungschancen in der
Regel am besten sind. Insgesamt beschränkt bereits die (engere) Befristung von Arbeitslosengeld und
-hilfe die Möglichkeiten der Sozialhilfeträger durch subventionierte einjährige Beschäftigungen finan-
zielle Verantwortung zur Bundesanstalt für Arbeit und zum Bund zu verschieben.

Bei Befristung des Arbeitslosengeldes auf maximal ein Jahr und Befristung der Arbeitslosenhilfe könn-
ten diese Leistungen enger an arbeitsmarktliche Aktivitäten gekoppelt werden. So könnte als zusätzliche
Anspruchsvoraussetzung eine unmittelbar vorausgehende Erwerbstätigkeit vorgesehen werden. Als Al-
ternative böte sich an, die Zeit seit der letzten Erwerbstätigkeit auf die Anspruchsdauer nicht anzurech-
nen. Außerdem könnte vorgesehen werden, dass ein entstandener Anspruch auf eine Lohnersatzleistung
erlischt, wenn jemand weder dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht noch erwerbstätig ist.

Aus verfassungsrechtlichen Gründen dürfte eine Übergangsregelung bei der Befristung des Arbeitslosen-
geldes auf höchstens ein Jahr notwendig sein. Bei der Befristung der Arbeitslosenhilfe dürfte eine Über-
gangsregelung zwar nicht notwendig sein, gleichwohl sollte sie aus sozialpolitischen Gründen erwogen
werden.

Entscheidendes Hindernis für eine weitgehende Harmonisierung der Ausgestaltung von Arbeitslosen-
und Sozialhilfe sind die notwendigerweise unterschiedlichen Systeme der Bedarfsbemessung. Während
die im Anschluss an den Bezug von Arbeitslosengeld gezahlte Arbeitslosenhilfe von einem früheren
Erwerbseinkommen abhängt, soll mit der Sozialhilfe das Existenzminimum der Familie sichergestellt
werden. Falls die Arbeitslosenhilfe für ihren Empfängerkreis und deren Angehörige auch die Funktion
der Sozialhilfe übernehmen soll, so könnte kaum sichergestellt werden, dass sie das Arbeitslosengeld
nicht übersteigt. Als Ausweg böte sich an, das Arbeitslosengeld um eine analoge existenzsichernde und
bedürftigkeitsgeprüfte Leistung zu ergänzen, allerdings würde dadurch die Komplexität des Gesamtsys-
tems erhöht. Umgekehrt dürfte eine Bedarfsbemessung bei der Sozialhilfe analog der Arbeitslosenhilfe
nicht in Betracht kommen, weil dann die Existenzsicherung nicht mehr gewährleistet wäre.
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Die Sozialversicherung der Leistungsempfänger könnte harmonisiert werden, indem nicht nur für Bezie-
her von Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe, sondern auch für Bezieher von Sozialhilfe eine Pflicht-
versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung und in der sozialen Pflegeversicherung vorgese-
hen würde, wobei die Beiträge vom jeweiligen Leistungsträger (Bundesanstalt für Arbeit, Bund oder
Sozialhilfeträger) zu übernehmen wären. Die regelmäßig bestehende Rentenversicherungspflicht für
Arbeitslosenhilfeempfänger könnte entweder als bewusste Differenzierung zwischen Arbeitslosen- und
Sozialhilfe beibehalten werden oder zur Harmonisierung mit der Sozialhilfe entfallen.

Hinsichtlich der Anrechnung von eigenem Einkommen und Vermögen erscheint eine weitgehende Har-
monisierung zwischen Arbeitslosen- und Sozialhilfe möglich. Die Freistellung selbstbewohnten Wohn-
eigentums von der Vermögensanrechnung sowohl bei der Arbeitslosen- als auch bei der Sozialhilfe er-
scheint unnötig großzügig. Falls die Freistellung nicht vollständig entfallen soll, könnte zumindest
selbstbewohntes Wohneigentum angerechnet werden, das erst kurz vor der Arbeitslosigkeit bzw. dem
Leistungsbezug angeschafft wurde. Zur Harmonisierung der beiden Leistungssysteme könnten für die
Arbeitslosenhilfe die deutlich geringeren Vermögensfreibeträge der Sozialhilfe übernommen werden.
Alternativ könnte zur bewussten Differenzierung der beiden Leistungssysteme bei einer befristeten Ar-
beitslosenhilfe auf eine Vermögensanrechnung gänzlich verzichtet werden.

Die Familiensubsidiarität, die Berücksichtigung von Einkommen und Vermögen von Angehörigen, kann
teilweise harmonisiert werden. Der Vorrang von Unterhaltsansprüchen gegenüber Eltern und Kindern
kann bei volljährigen Sozialhilfeempfängern kaum durchgesetzt werden, wenn diese und/oder ihre Ver-
wandten ihre Rechte kennen. Eine effektive Ausgestaltung dieses Vorrangs erscheint kaum möglich.
Falls dies dennoch möglich sein sollte, könnte der Vorrang auch für die Arbeitslosenhilfe übernommen
werden. Andernfalls sollte der Verwandtenunterhalt für Volljährige eingeschränkt werden oder der Vor-
rang gegenüber der Sozialhilfe entfallen.

Im Zusammenhang mit der engeren Befristung des Arbeitslosengeldes könnte die Einführung einer frei-
willigen Zusatzversicherung für eine verlängerte Bezugsdauer erwogen werden. Dadurch würden aller-
dings langfristige Leistungsansprüche aufrecht erhalten, die durch die vorliegend erörterte Reform gera-
de vermieden werden sollen.

Die Verpflichtung zur Beschäftigungssuche für Leistungsbezieher und ihre Überprüfung und ggf. Sank-
tionierung soll den Vorrang der Selbsthilfe durchsetzen. Allerdings dürfte die Sanktionierung unabhän-
gig von ihrer Ausgestaltung im Detail generell nur beschränkt wirksam sein, da einzelne Leistungsemp-
fänger ihnen immer entgehen werden. Soweit angedrohte Sanktionen zu einer lediglich vorgetäuschten
Beschäftigungssuche führen, werden

•  die Vermittler mit vermittlungsfremden Tätigkeiten belastet und

•  Arbeitgeber unnötig mit unmotivierten Bewerbern konfrontiert; dadurch wird die Attraktivität ande-
rer Möglichkeiten der Personalrekrutierung erhöht.

Bei einem enger befristeten Arbeitslosengeld und einer befristen Arbeitslosenhilfe könnte erwogen wer-
den, anstelle der Arbeitsbereitschaft und entsprechender Bemühungen eine etwa dreimonatige obligatori-
sche Maßnahmeteilnahme zu Beginn des Bezugs von Arbeitslosenhilfe vorzusehen. Die Ankündigung
einer obligatorischen Maßnahme dürfte nicht nur während der Teilnahme, sondern auch bereits während
des Bezugs von Arbeitslosengeld die Motivation zur Arbeitsaufnahme erhöhen. Da der Vorrang der
Selbsthilfe bei der Sozialhilfe kaum entfallen kann, könnte im Interesse der Harmonisierung von Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe der Wegfall des Vorrangs auf das Arbeitslosengeld beschränkt werden. Al-
lerdings könnte eine Sanktionierung der Aufgabe einer Beschäftigung kaum aufrecht erhalten werden.
Als problematisch könnte sich auch der Umfang des betroffenen Personenkreises und die vermutlich
damit verbundenen hohen Maßnahmekosten erweisen.
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Soweit die Verpflichtung zur Beschäftigungssuche und damit auch die Regelungen zur Zumutbarkeit
und Sanktionierung aufrechterhalten werden, können und sollten sie weitgehend zwischen Arbeitslosen-
geld und -hilfe einerseits und Sozialhilfe andererseits harmonisiert werden.

Hinsichtlich der Anforderungen an die Beschäftigungssuche sollten die Erfahrungen mit der zum Jahres-
beginn 2002 eingeführten obligatorischen Eingliederungsvereinbarung für Arbeitslose abgewartet wer-
den.

Bei der Zumutbarkeit sollte der anfängliche „Entgeltschutz“ während des ersten halben Jahres der Ar-
beitslosigkeit beibehalten werden, anschließend könnten alle Beschäftigungen als zumutbar gelten, die
nicht zu einer Verminderung des Nettoeinkommens führen. Dabei sollten beim Nettoeinkommen anders
als gegenwärtig jeweils auch Sozialleistungen berücksichtigt werden. Entsprechend werden regelmäßig
nur Beschäftigungen mit einer Arbeitszeit von mindestens 15 Stunden wöchentlich unzumutbar sein,
wenn durch die Beschäftigungsaufnahme entfallende Lohnersatzleistungen nicht vollständig kompen-
siert werden.

Bei der Sanktionierung sollte vermieden werden, dass aus dem Wegfall von Arbeitslosengeld oder -hilfe
ein (erhöhter) Sozialhilfeanspruch resultiert. Gleichzeitig sollte jedoch auch gewährleistet werden, dass
die Sozialhilfe das Existenzminimum garantiert. Um beiden Anforderungen gerecht zu werden, bieten
sich zwei Lösungsmöglichkeiten an:

•  Die Sanktionierung von Arbeitslosengeld und -hilfe erfolgt nur, soweit der Leistungsempfänger und
seine Angehörigen durch die Sanktionierung nicht (vermehrt) sozialhilfebedürftig werden. Im Er-
gebnis werden damit teilweise die Sanktionierungsmöglichkeiten der Sozialhilfe auf Arbeitslosen-
geld und -hilfe übertragen. Dieses Verfahren ist administrativ aufwändig.

•  Bei erwerbsfähigen Personen, die eine Beschäftigung aufgegeben haben oder bei denen der begrün-
dete Verdacht einer unzureichenden Beschäftigungssuche besteht, werden Arbeitslosengeld, Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe vollständig entzogen. Gleichzeitig mit dem Entzug wird den Betrof-
fenen angeboten, dass sie jederzeit mit Wirkung für die Zukunft die entzogenen Sozialleistungen
wieder erhalten können, sobald sie eine zugewiesene Tätigkeit für einen bestimmten Zeitraum aus-
führen.

Die zweite Variante ist vermutlich wirksamer, allerdings erfordert sie die möglicherweise kostenträchti-
ge Bereitstellung von Arbeitsgelegenheiten.

Sozialhilfeträger können gegenwärtig die finanzielle Verantwortung für ihr Klientel zunächst auf die
Bundesanstalt für Arbeit und anschließend den Bund übertragen, indem sie eine Beschäftigung für min-
destens ein Jahr subventionieren und so dem Hilfeempfänger zu einem (neuen) Anspruch auf Arbeits-
losengeld und anschließend Arbeitslosenhilfe verhelfen. Dies könnte vermieden werden, wenn subventi-
onierte Beschäftigungen trotz Beitragspflicht nicht zur Begründung eines neuen Anspruchs auf Arbeits-
losengeld dienen. Dabei könnte ggf. nach der Art der Subventionierung differenziert und/oder eine zeitli-
che Begrenzung vorgesehen werden. Insgesamt ist allerdings eine Beitragspflicht, die keinen Anspruch
auf Arbeitslosengeld begründen kann, verfassungsrechtlich möglicherweise problematisch.

Sofern nicht eine bewusste Differenzierung zwischen Arbeitslosen- und Sozialhilfe erfolgt, könnten
ergänzend zu den für die Arbeitslosenhilfe erforderlichen Angaben auf einem Antragsformular zugleich
auch die für die Sozialhilfe notwendigen weiteren Angaben erhoben werden. Anschließend könnte ein
einheitlicher Arbeitslosen- und Sozialhilfebescheid erstellt werden. Die Aktenführung für Arbeitslosen-
geld, Arbeitslosenhilfe, Sozialhilfe und aktivierende Maßnahmen sollte möglichst einem einheitlichen
System folgen, auf das alle beteiligten Institutionen Zugriff haben. Außerdem sollte möglichst eine Ver-
knüpfung mit den Arbeitgebermeldungen über Aufnahme, Beendigung und Entgelt einer Beschäftigung
erfolgen.
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Eine Neuordnung der Zuständigkeiten für die Arbeitsmarktintegration sollte sich anders als gegenwärtig
möglichst nicht an der Erwerbsbiographie, sondern an der aktuellen Problemlage orientieren. Abgesehen
von der Möglichkeit gradueller Verbesserungen bietet sich hierfür eine eigenständige, neue Institution
an. Diese könnte in eigener Verantwortung handeln und eine erfolgsabhängige Vergütung von Arbeits-
und Sozialämtern erhalten oder auf Basis von Vorgaben dieser beiden Behörden. Vorteilhaft wäre es,
wenn entweder durch gesetzliche Regelung oder durch Verständigung auf lokaler Ebene die einsetzbaren
Instrumente nicht von der Art des Leistungsbezugs abhängig gemacht würden.

Alternativ oder ergänzend zu dieser eigenständigen, neuen Institution könnten private Vermittler einbe-
zogen werden. Vorteilhaft wäre der Wettbewerb um die besten Integrationsstrategien. Nachteilig könnte
sein, dass sich die privaten Vermittler auf die lukrativen Fälle konzentrieren werden. Von Nachteil
könnte auch sein, dass durch die Marktsegmentierung die Markttransparenz sinkt.

Das Matching von Stellenangeboten und -gesuchen sollte möglichst weitgehend automatisch erfolgen.
Bei Eingabe oder Änderung eines Stellenangebots wird sofort nach passenden Bewerbern gesucht und
Vermittler und nach einer Erprobungsphase auch Unternehmen und Bewerber werden unmittelbar in-
formiert. Dies setzt allerdings insbesondere eine geeignete Datenstruktur und eine gute Pflege des Da-
tenbestandes voraus. Überdies dürfte die Implementierung zeit- und kostenintensiv sein.

Über die arbeitsmarktpolitische Wirksamkeit der vorliegend skizzierten Reformoptionen können kaum
verlässliche Prognosen abgegeben werden. Auch für andere arbeitsmarktpolitische Instrumente liegen
kaum valide Prognosen über die Wirksamkeit vor. Daher liegt es nahe, das Experiment zum Konzept zu
machen. Die befristete Erprobung ggf. auch widersprüchlicher Instrumente auf regionaler Ebene ermög-
licht bei einer entsprechenden Ausgestaltung (Kontrollgruppen) und Evaluierung eine Folgenabschät-
zung vor einer flächendeckenden Einführung.

Ältere Arbeitnehmer und Arbeitslose könnten durch die Kombination mehrerer Reformoptionen beson-
ders betroffen sein. Insgesamt dürfte es dadurch für ältere Arbeitnehmer und ihre Arbeitgeber deutlich
weniger attraktiv werden, Sozialleistungen für einen vorgezogenen Ruhestand einzuplanen. Andererseits
könnte es als unausgewogen angesehen werden, die soziale Absicherung von älteren Arbeitslosen deut-
lich zu beschränken, ohne gleichzeitig den Arbeitsmarkt für diesen Personenkreis stärker zu öffnen. Da-
her sollte erwogen werden, Einstellungshemmnisse speziell zu Lasten älterer Arbeitsloser zu beseitigen.
Auch könnte erwogen werden, älteren Arbeitnehmern nach langjähriger Beitragszahlung Ansprüche auf
beschäftigungssichernde Maßnahmen einzuräumen. Zur Vermeidung von Härten könnte übergangsweise
oder dauerhaft älteren Arbeitslosen eine längere Bezugsdauer für die Arbeitslosenhilfe eingeräumt wer-
den. Auch könnte bei diesem Personenkreis die Anrechnungsfreiheit für selbstbewohntes Wohneigentum
beibehalten werden.

Durch die Befristung des Arbeitslosengeldes auf höchstens ein Jahr und die Befristung der Arbeitslosen-
hilfe werden die Bundesanstalt für Arbeit bzw. die Beitragszahler und der Bund entlastet und die Kom-
munen belastet. Hierfür müsste sicherlich ein Ausgleich vorgesehen werden. Dabei bietet es sich an,
diesen Ausgleich im Zusammenhang mit der ohnehin anstehenden Gemeindefinanzreform und unter
Einbeziehung der ebenfalls vorgesehenen Gewerbesteuerreform zu regeln.
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1 Einleitung
Gegenwärtig existieren drei verschiedene Unterstützungsleistungen für Erwerbsfähige, die zumindest
überwiegend den Lebensunterhalt sicherstellen sollen: das befristete Arbeitslosengeld, die anschließend
unbefristet gewährte Arbeitslosenhilfe und die ggf. ergänzend oder statt dessen gewährte Sozialhilfe.
Während das beitragsfinanzierte Arbeitslosengeld und die bundesfinanzierte Arbeitslosenhilfe von der
Bundesanstalt für Arbeit administriert werden, sind für Finanzierung und Administration der Sozialhilfe
die Kommunen zuständig. Arbeitslosengeld und -hilfe einerseits und die Sozialhilfe andererseits sind nur
unzureichend aufeinander abgestimmt, insbesondere gilt dies für Arbeitslosen- und Sozialhilfe. Dies
führt zu Inkonsistenzen bei den finanziellen Leistungen und Ineffizienzen bei der Arbeitsmarktintegrati-
on der Betroffenen.

Entsprechend intensiv wird über die Reform von Arbeitslosen- und Sozialhilfe diskutiert. Parteiübergrei-
fend besteht ein weitgehender Konsens über die Notwendigkeit einer Reform. Dabei bestehen grund-
sätzlich mehrere Möglichkeiten einer Neugestaltung. So kann etwa ein einheitliches System für alle Er-
werbsfähigen oder sogar für alle Bedürftigen vorgesehen werden. In diese Richtung weisen beispielswei-
se die im Juni 2002 vorgelegten Konzepte der Bertelsmann Stiftung [2002] und des Deutschen Land-
kreistages (FRIEDRICH [2002]) sowie der im August 2002 vorgelegte Abschlussbericht der nach ihrem
Vorsitzenden benannten sog. HARTZ-Kommission „Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ der
Bundesregierung (HARTZ u.a. [2002])1. Anders als bei der Arbeitslosenhilfe kann zur Leistungsbemes-
sung dabei nicht auf ein früheres Arbeitsentgelt zurückgegriffen werden, weil nicht alle Leistungsemp-
fänger vorher erwerbstätig waren. Die gegenwärtige Lebensstandardsicherung der Arbeitslosenhilfe kann
daher kaum auf ein neues, einheitliches Leistungssystem übertragen werden.

Falls die gegenwärtige Lebensstandardsicherung der Arbeitslosenhilfe nicht vollständig aufgegeben
werden soll, könnte eine befristete Arbeitslosenhilfe im Anschluss an den Bezug von Arbeitslosengeld
aufrecht erhalten werden. Dabei bietet sich dann allerdings eine partielle Harmonisierung mit der Sozial-
hilfe (oder einem künftigen neuen Leistungssystem für bedürftige Erwerbsfähige) an. Vorliegend werden
Möglichkeiten zur Ausgestaltung aufgezeigt.2 Dabei wird von einer engen Befristung der Arbeitslosen-
hilfe, beispielsweise auf ein oder zwei Jahre ausgegangen. Außerdem wird - die politische Debatte auf-
greifend - eine gleichzeitige Begrenzung des Arbeitslosengeldes auf ein Jahr auch für ältere Arbeitslose
in die Überlegungen einbezogen. Dabei soll insgesamt die Ausgestaltung eine Aktivierung der Leis-
tungsempfänger möglichst unterstützen.

Zunächst wird in Kapitel 2 die Ausgangslage skizziert, der Anhang enthält ergänzende Abbildungen zur
bisherigen Bezugsdauer von Arbeitslosenhilfe. In Kapitel 3 werden Reformoptionen aufgezeigt. Dabei
wird insbesondere auf die Ausgestaltung der passiven Leistung(en) eingegangen. Ergänzend werden
ausgewählte Aspekte hinsichtlich Aktivierung und Organisation skizziert. In Kapitel 4 wird ein Resümee
gezogen.

                                                                   
1 Die Bundesregierung hat bereits am 21. August 2002 die schrittweise Umsetzung des Konzepts der Kommission beschlos-

sen. Auch der Koalitionsvertrag zwischen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen auf Bundesebene für die 15. Legislaturperi-
ode (2002 bis 2006) vom 16. Oktober 2002 sieht die Umsetzung des Konzepts „Punkt für Punkt“ vor.

2 Als die vorliegende Expertise im Frühsommer 2002 entstand, war die Debatte um die Reform von Arbeitslosen- und Sozial-
hilfe noch offener. Entsprechend erschien das Reformszenario einer befristeten Arbeitslosenhilfe als Reformszenario realisti-
scher als gegenwärtig. Vorliegend wird davon ausgegangen, dass die finanzielle Verantwortung für die passiven Leistungen
(Arbeitslosengeld und -hilfe sowie Sozialhilfe) nicht verändert wird.
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2 Ausgangslage
In diesem Kapitel wird kurz die Ausgangslage skizziert. Zunächst wird in Abschnitt 2.1 auf die passiven
Leistungen (Arbeitslosengeld und -hilfe sowie Sozialhilfe) eingegangen und anschließend in Ab-
schnitt 2.2 auf die Arbeitsmarktintegration. In Abschnitt 2.3 werden Inanspruchnahme der passiven
Leistungen und Ausgaben hierfür skizziert. Abschnitt 2.4 leitet mit einer kurzen Darstellung gegenwärti-
ger Unzulänglichkeiten über zur Darstellung von Reformoptionen im folgenden Kapitel 3.

2.1 Passive Leistungen
Gegenwärtig existieren drei verschiedene Unterstützungsleistungen für Erwerbsfähige, die zumindest
überwiegend den Lebensunterhalt sicherstellen sollen:

•  Das befristete Arbeitslosengeld und die anschließend unbefristet gewährte Arbeitslosenhilfe können
Arbeitslose im Anschluss an eine versicherungspflichtige Beschäftigung erhalten.3 Voraussetzung
für einen Anspruch auf Arbeitslosengeld ist grundsätzlich eine versicherungspflichtige Beschäfti-
gung von mindestens zwölf Monaten innerhalb der letzten drei Jahre; Arbeitslosenhilfe wird seit
dem Jahr 2000 nur noch im Anschluss an Arbeitslosengeld gewährt. Beide Leistungen werden von
der Bundesanstalt für Arbeit administriert. Während es sich beim Arbeitslosengeld um eine Versi-
cherungsleistung handelt, wird die Arbeitslosenhilfe aus Steuermitteln des Bundes finanziert.
Gleichwohl hängt die Höhe beider Leistungen insbesondere vom zuvor erzielten Nettoentgelt ab.
Die Arbeitslosenhilfe, ohnehin etwas geringer als das Arbeitslosengeld, ist darüber hinaus bedürftig-
keitsgeprüft (Einkommens- und Vermögensanrechnung). Beide Leistungen sind - trotz der Bedürf-
tigkeitsprüfung bei der Arbeitslosenhilfe - Lohnersatzleistungen. Mit den Leistungen wird nicht un-
bedingt der Lebensunterhalt des Arbeitslosen und ggf. seiner Familie sichergestellt. Ergänzend kön-
nen (daher) insbesondere Wohngeld und Sozialhilfe bezogen werden.

•  Demgegenüber ist die kommunale Hilfe zum Lebensunterhalt der Sozialhilfe nicht nur Arbeitslosen
vorbehalten, sie wird vielmehr generell bei Bedürftigkeit gewährt. Die Sozialhilfe ist unabhängig
von der Erwerbsbiographie. Sie soll anders als Arbeitslosengeld und -hilfe das Existenzminimum si-
cherstellen. Das Existenzminimum (Bedarf) hängt insbesondere von familiären Verhältnissen und
Wohnkosten ab. Ähnlich wie bei der Arbeitslosenhilfe wird Einkommen und Vermögen angerech-
net.

Ein wesentlicher Unterschied zwischen dem Arbeitslosengeld einerseits und der Arbeitslosen- und Sozial-
hilfe andererseits ist neben der fehlenden Bedürftigkeitsprüfung die Befristung des Arbeitslosengeldes.
Dessen Anspruchsdauer hängt von der Dauer der versicherungspflichtigen Beschäftigung grundsätzlich
in den letzten sieben Jahren und vom Lebensalter ab.4 Die maximale Dauer des Anspruchs auf
Arbeitslosengeld in Abhängigkeit vom Lebensalter zeigt Tabelle 1.

                                                                
3 Für Personen ab 58 Jahre ist die Beschäftigungssuche und damit die Arbeitslosigkeit nicht obligatorisch; vgl. hierzu Unter-

abschnitt 3.2.2.
4 Der 7-Jahres-Zeitraum ist nur dann relevant, wenn überhaupt ein Anspruch auf Arbeitslosengeld besteht. Dies setzt in der

Regel eine versicherungspflichtige Beschäftigung von mindestens zwölf Monate innerhalb der letzten drei Jahre voraus.
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Im Extremfall führt gegenwärtig ein zusätzlicher Arbeitstag zu
einem Anspruch auf das befristete Arbeitslosengeld und zu einem
anschließenden unbefristeten Anspruch auf Arbeitslosenhilfe. Je
nach individuellen und familiären Umständen besteht hier die
Alternative im Bezug von Sozialhilfe, familiärem Unterhalt oder
der Verweis auf die Selbsthilfe.

Insgesamt sind Arbeitslosengeld und -hilfe einerseits und Sozial-
hilfe andererseits nicht aufeinander abgestimmt. Beispielsweise
kann eine Sanktionierung bei Arbeitslosengeld oder -hilfe (Sperr-
zeit wegen der Vereitelung einer Beschäftigung, Erlöschen des
Anspruchs wegen fehlender Mitwirkung, Säumniszeit wegen
eines Meldeversäumnisses) zu einem Sozialhilfeanspruch führen.
Bei Arbeitslosengeld und -hilfe wird Erwerbseinkommen weniger

restriktiv als bei der Sozialhilfe angerechnet. Bei Arbeitslosengeld- oder -hilfeempfängern, die ergänzend
Sozialhilfe beziehen, sind im Ergebnis die restriktiveren Anrechnungsregeln der Sozialhilfe maßgeblich.
Dadurch subventioniert die Bundesanstalt für Arbeit bzw. der Bund indirekt die Sozialhilfeträger.

2.2 Arbeitsmarktintegration
Für die Arbeitsmarktintegration von Arbeitslosen sind die Arbeitsämter zuständig, für die Sozialhilfebe-
zieher sind es die Sozialämter. Für arbeitslose Sozialhilfebezieher gibt es damit eine Doppelzuständig-
keit. Dies gilt insbesondere auch für Personen, die ergänzend zu Arbeitslosengeld oder -hilfe Sozialhilfe
beziehen.

Das den Arbeitsämtern zur Verfügung stehende Instrumentarium ist durch das SGB III und ergänzende
Rechtsvorschriften (Anordnungen, Erlasse) stark standardisiert. Seit 1998 haben die Arbeitsämter jedoch
mit der Freien Förderung die Möglichkeit, 10% des seinerzeit neu geschaffenen Eingliederungstitels
nach ihrem Ermessen zur aktiven Arbeitsförderung einzusetzen.

Demgegenüber müssen die Sozialämter bei der Arbeitsmarktintegration nur wenige Rechtsvorschriften
beachten. Das Bundessozialhilfegesetz ist hier durch ein hohes Maß an Flexibilität gekennzeichnet. Bei-
spielsweise können die Sozialämter sowohl Arbeitnehmern als auch Arbeitgebern Zuschüsse nach einer
Beschäftigungsaufnahme zahlen. Durch eine ggf. subventionierte versicherungspflichtige Beschäftigung
erwerben die Sozialhilfeempfänger nach einem Jahr einen (neuen) befristeten Anspruch auf Arbeits-
losengeld und haben nach dessen Auslaufen Anspruch auf die gegenwärtig unbefristete Arbeitslosen-
hilfe. Daher ist es den Sozialhilfeträgern durch eine einjährige Förderung einer Beschäftigung möglich,
die finanzielle Verantwortung dauerhaft auf die Bundesanstalt für Arbeit (Arbeitslosengeld, dauerhafte
Arbeitsmarktintegration) bzw. den Bund (Arbeitslosenhilfe) zu verlagern.

2.3 Inanspruchnahme und fiskalische Aufwendungen
Im folgenden wird zunächst der relevante Personenkreis dargestellt. Danach wird auf die passiven Leis-
tungen (Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe) eingegangen, geschlossen wird mit den aktiven Leistungen.

Lebensalter Maximale Anspruchsdauer

Jahre Monate

bis 44 12

45-46 18

47-51 22

52-56 26

ab 57 32

Maximale Dauer des Anspruchs auf 
Arbeitslosengeld

Anmerkung: Die tatsächliche Anspruchs-
dauer hängt neben dem Lebensalter auch
von der Dauer versicherungspflichtiger
Beschäftigung grundsätzlich in den letzten
sieben Jahren ab.

Quelle: § 127 Abs: 2 SGB III

Tabelle 1
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Dabei ist zu berücksichtigen, dass die vorgestellten Daten von unterschiedlicher Zuverlässigkeit sind;
teilweise beruhen sie auf Schätzungen.5

Personenkreis

Im Zusammenhang mit einer Neuordnung der Arbeitslosenhilfe im Rahmen eines dreistufigen Systems
ist vorrangig der Personenkreis der erwerbsfähigen Leistungsbezieher von Interesse.

Im Jahresdurchschnitt 2001 gab es bei 3,85 Mio. Arbeitslosen 1,72 Mio. Arbeitslosengeld- und 1,48
Mio. Arbeitslosenhilfeempfänger. Dieser Personenkreis war überwiegend arbeitslos und muss daher als
erwerbsfähig angesehen werden.

Im Hinblick auf eine Befristung von Arbeitslosengeld und -hilfe auf (längstens) ein Jahr ist die Vertei-
lung der Bezugsdauern bei diesen beiden Leistungen von besonderem Interesse. Während für das Ar-
beitslosengeld hierzu keine Daten vorliegen, stehen für die Arbeitslosenhilfe Angaben zur Verteilung der
bisherigen Dauer des Bezugs von Arbeitslosenhilfe am 1. April 2001 zur Verfügung.6 Dabei wurden
mehrere Bezugsperioden seit dem letzten Bezug von Arbeitslosengeld und damit seit Entstehen des An-
spruchs zusammengefasst. Anfang April 2001 bezogen 1,42 Mio. Personen Arbeitslosenhilfe, davon
543.000 (38,1%) seit höchstens einem Jahr und 881.000 (61,9%) seit mehr als einem Jahr. Nähere An-
gaben enthält Abbildung 1 und Abbildung 2 (auf Seite 13).

Die 2,7 Mio. Empfänger von Sozialhilfe (laufende Hilfe
zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen) am
Jahresende 2001 hingegen sind überwiegend nicht erwerbs-
fähig.7 Knapp eine Million Sozialhilfeempfänger sind min-
derjährig, 190.000 (310.000) sind mindestens 65 Jahre
(60 Jahre) alt. Aufgrund häuslicher Bindung können
270.000 Personen keiner Erwerbstätigkeit nachgehen. Aus
gesundheitlichen Gründen können etwa 120.000 bis
150.000 Sozialhilfeempfänger nicht erwerbstätig sein. Ins-
gesamt sind damit knapp eine Million Sozialhilfeempfänger
im Alter von 18 bis 59 Jahren bzw. fast 1,1 Mio. Sozialhil-
febezieher im Alter von 18 bis 64 Jahren erwerbsfähig.
Davon sind annähernd 200.000 Personen tatsächlich er-
werbstätig. Von den verbleibenden 800.000 bzw. 900.000
nicht Erwerbstätigen, aber Erwerbsfähigen sind 640.000
bzw. 680.000 Personen auch arbeitslos gemeldet. Die Ein-
zelheiten zeigt Tabelle 2 (auf Seite 14).

Bei 1,4 Mio. Bedarfsgemeinschaften mit Bezug von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt der Sozialhilfe
außerhalb von Einrichtungen am Ende des Jahres 2001 wurden in 84.000 Fällen Arbeitslosengeld und in
130.000 Fällen Arbeitslosenhilfe angerechnet (Doppelbezieher).

                                                                
5 Dieser Abschnitt ist teilweise KALTENBORN [2002] entnommen. Zu den fiskalischen Konsequenzen eines Wegfalls der

Arbeitslosenhilfe für die verschiedenen Fiski vgl. KALTENBORN [2003].
6 Unveröffentlichte Angaben des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB).
7 Die folgende Berechnung folgt mit Ausnahme der Altersgrenzen der Berechnungsmethode des Statistischen Bundesamtes.

Anmerkung: Stand: 1. April 2001; mehrere Be-
zugsperioden seit dem letzten Bezug von Ar-
beitslosengeld und damit seit Entstehen des
Anspruchs wurden zusammengefasst.

Quelle: Unveröffentlichte Angaben des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der
Bundesanstalt für Arbeit, eigene Berechnungen.

Abbildung 1
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Passive Leistungen:
Arbeitslosengeld und Arbeits-
losenhilfe

Im Jahr 2001 wurden aus Beitrags-
mitteln 24,6 Mrd. �� ���� ���� 	�
��
��
losengeld verausgabt. Den 1,72 Mio.
Arbeitslosengeldempfängern flossen
14,6 Mrd. ������
telbar zu. Die übri-
gen 10,0 Mrd. ��������������������i-
alversicherung der Arbeitslosen-
geldempfänger verwendet.

Darüber hinaus hat der Bund im Jahr
2001 insgesamt 12,8 Mrd. �� ���� ���
Arbeitslosenhilfe aufgewendet. Da-
von flossen den 1,48 Mio. Arbeits-
losenhilfeempfängern 8,9 Mrd. �� ���
rekt zu. Die restlichen 3,9 Mrd. �
sind für die Sozialversicherung der
Leistungsbezieher bestimmt.

Die Einzelheiten zur Verteilung der
Aufwendungen für Arbeitslosengeld
und -hilfe zeigt Tabelle 3 (Seite 14).

Gleichzeitig müssen die Krankenkas-
sen für die Gesundheitsversorgung
der Arbeitslosengeld- und -hilfebe-
zieher Beträge in unbekannter Höhe
aufwenden. Bei Renten- und Pflege-
versicherung resultieren aus den Bei-
trägen für die Leistungsbezieher
grundsätzlich erst Leistungsansprü-
che in späteren Kalenderjahren. Zu-
dem teilen sich Bund und Länder
hälftig das Wohngeld für die Leis-
tungsempfänger. Die Höhe der
Wohngeldausgaben für diesen Perso-
nenkreis ist nicht bekannt; insgesamt
wurden im Jahr 2001 etwa 4,0 Mrd. �
für Wohngeld verausgabt.

Zu den Aufwendungen für die Ver-
waltung liegen bislang kaum Anga-
ben vor. Nach einer Schätzung der
Bundesanstalt für Arbeit waren für
die Administration der Arbeitslosen-
hilfe etwa 4.600 Jahreskräfte erfor-
derlich.

Abbildung 2
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Anmerkung: Stand: 1. April 2001; mehrere Bezugsperioden seit dem letzten Bezug von 
Arbeitslosengeld und damit seit Entstehen des Anspruchs wurden zusammengefasst.

Quelle: Unveröffentlichte Angaben des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) der Bundesanstalt für Arbeit, eigene Berechnungen
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Tabelle 2

Anmerkung: Sozialhilfeempfänger: Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen; mit Aus-
nahme der Altersgrenzen Berechnungsmethode des Statistischen Bundesamtes [1999, S. 28f]; die Zuordnung zum Personenkreis,
der wegen häuslicher Bindung, Krankheit, Behinderung oder Arbeitsunfähigkeit nicht erwerbstätig sein kann, erfolgt vorrangig
aufgrund einer Selbsteinschätzung der Hilfeempfänger.
Quelle: Unveröffentlichte Angaben des Statistischen Bundesamtes, eigene Berechnungen.

Tabelle 3

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit.

Passive Leistungen: Sozialhilfe

Am Jahresende 2001 gab es 2,7 Mio. Empfänger laufender Hilfe zum Lebensunterhalt der Sozialhilfe
außerhalb von Einrichtungen.8 Für diesen Personenkreis haben die Kommunen im Jahr 2001 für (lau-
fende und einmalige) Hilfe zum Lebensunterhalt (ohne Hilfe zur Arbeit) 8,3 Mrd. ������������
�����
�
toausgaben).9 Darüber hinaus haben die Kommunen für Krankenhilfe zugunsten von nicht krankenversi-
cherten Empfängern laufender Hilfe einen nicht bekannten Betrag aufgewendet. Insgesamt haben die
Kommunen im Jahr 2001 680 Mio. ����������������������������������������������
������������
��s-
lagen außerhalb von Einrichtungen verausgabt (Bruttoausgaben). Darüber hinaus wurden 2000 für das
                                                                
8 Im Folgenden vereinfachend als Sozialhilfe bezeichnet.
9 Hinzu kommen 0,1 Mrd. EUR einmalige Hilfen zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen für Personen, die nicht

zugleich laufende Hilfe zum Lebensunterhalt beziehen.

18-59-Jährige 18-64-Jährige

Empfänger von Sozialhilfe im engeren Sinne

./. Minderjährige

./. Personen ab 60 Jahre bzw. 65 Jahre 309.739   191.673   

= Personen im Alter von 18-59 bzw. 18-64 Jahren 1.392.041   1.510.107   

./. Nichterwerbstätige wegen häuslicher Bindung 269.976   271.923   

./. Nichterwerbstätige wegen Krankheit, Behinderung, Arbeitsunfähigkeit 123.582   148.600   

= (Brutto-) Arbeitskräftepotenzial 998.483   1.089.584   

./. Erwerbstätige (Voll- und Teilzeit) 136.216   140.610   

./. Nichterwerbstätige wegen Aus- und Fortbildung 51.275   51.619   

= (Netto-) Arbeitskraftpotenzial 810.992   897.355   

Bestehend aus

Arbeitslosen 641.920   678.914   

Nichterwerbstätigen aus sonstigen Gründen 169.072   218.441   

997.082                     

2.698.862                     

Arbeitskräftepotenzial:Empfängergruppe

Schätzung des Arbeitskräftepotenzials unter den Sozialhilfeempfängern zum Jahresende 2001

Sozialhilfeempfänger

Arbeitslosengeld Arbeitslosenhilfe

Zahlungen an Leistungsbezieher 14,6          8,9          

Krankenversicherungsbeiträge 3,9          2,0          

Rentenversicherungsbeiträge 5,6          1,7          

Pflegeversicherungsbeiträge 0,5          0,2          

Summe 24,6          12,8          

Mrd. EUR

Ausgaben für Arbeitslosengeld und -hilfe im Jahr 2001

Position
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(seinerzeit noch maßgebliche) pauschalierte Wohngeld für knapp 1,3 Millionen Haushalte mit Bezug
von Sozialhilfe oder Kriegsopferfürsorge 1,9 Mrd. ������������
 ����������
���������������������!n-
der jeweils zur Hälfte.

Zu den Verwaltungsausgaben im Zusammenhang mit Sozialhilfe und Wohngeld liegen keine Angaben
vor.

2.4 Gegenwärtige Unzulänglichkeiten
Das in den beiden Abschnitten 2.1 und 2.2 skizzierte gegenwärtige System ist mit verschiedenen Unzu-
länglichkeiten verbunden:

•  Im Extremfall kann es von einem zusätzlichen Arbeitstag abhängen, ob ein Anspruch auf Arbeits-
losengeld entsteht und anschließend mehrere Jahrzehnte Arbeitslosenhilfe gezahlt wird. Je nach indi-
viduellen und familiären Umständen besteht hier die Alternative im Bezug von Sozialhilfe, familiä-
rem Unterhalt oder der Verweis auf die Selbsthilfe. Diese dauerhafte Differenzierung in Abhängig-
keit von der Erwerbsbiographie erscheint insgesamt kaum verständlich.

•  Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe sind trotz grundsätzlich gleichen Zwecks kaum aufeinander abge-
stimmt. Dies kann im Einzelfall zu überraschenden Resultaten führen. Dies betrifft beispielsweise
die Sanktionierung bei den beiden Lohnersatzleistungen, die teilweise durch die Sozialhilfe ausge-
glichen wird, oder die indirekte Subventionierung der Sozialhilfeträger durch die Bundesanstalt für
Arbeit oder den Bund, wenn ein Doppelbezieher eine Nebentätigkeit ausübt.

•  Durch die Perspektive der Möglichkeit eines dauerhaften Bezugs von Arbeitslosenhilfe kann bei
Beziehern von Arbeitslosengeld und -hilfe der Eindruck dauerhafter Absicherung entstehen. Dies
kann dazu führen, dass Leistungsbezieher sich weniger um eine Beschäftigung bemühen bzw. bei
der Auswahl einer Beschäftigung wählerischer sind als gesamtgesellschaftlich und möglicherweise
auch individuell optimal.

•  Die parallele Zuständigkeit von Arbeits- und Sozialamt für die Arbeitsmarktintegration von arbeits-
losen Sozialhilfebeziehern ist tendenziell ineffizient.

•  Im Zeitablauf kann sich die administrative Zuständigkeit für die Arbeitsmarktintegration einer Per-
son aufgrund von Änderungen bei der passiven Leistung zeitweise oder dauerhaft verschieben. Dies
beeinträchtigt die Kontinuität der Betreuung.

•  Die gegenwärtigen Möglichkeiten für den Bund durch Rechtsänderungen, für die Bundesanstalt für
Arbeit durch Sanktionierung von Leistungsempfängern und für die Sozialämter durch eine subventi-
onierte einjährige Beschäftigung, die zu einem (neuen) Anspruch auf Arbeitslosengeld und anschlie-
ßende Arbeitslosenhilfe führt, finanzielle Verantwortung auf jeweils andere Beteiligte zu verschie-
ben, sind kontraproduktiv.

Die letzten drei Problemfelder sind wesentlich dadurch bedingt, dass die Verantwortlichkeit im gegen-
wärtigen System vergangenheits- und damit weder problem- noch zukunftsorientiert ist: Die Zuständig-
keit für passive und damit auch für aktive Leistungen hängen von der Erwerbsbiographie, nicht jedoch
von der aktuellen Problemlage und den Perspektiven ab.

Mit den im Folgenden skizzierten Reformoptionen sollen die genannten Unzulänglichkeiten möglichst
beseitigt werden.
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3 Reformoptionen
Entsprechend der Aufgabenstellung wird im Folgenden davon ausgegangen, dass es weiterhin die drei
passiven Leistungen Arbeitslosengeld und -hilfe sowie die Sozialhilfe geben soll. Dabei soll Arbeits-
losengeld auch älteren Arbeitslosen längstens ein Jahr gewährt werden. Die Arbeitslosenhilfe soll auf ein
Jahr befristet werden. Die finanzielle Verantwortung für die passiven Leistungen soll nicht verändert
werden.

Bei Beachtung dieses Rahmens werden im Folgenden Gestaltungsoptionen hauptsächlich für eine Neu-
gestaltung der Arbeitslosenhilfe erörtert. Dabei wird davon ausgegangen, dass grundsätzlich eine weit-
gehende Harmonisierung insbesondere von Arbeitslosen- und Sozialhilfe angestrebt werden soll. Da-
durch sollen willkürlich erscheinende Unterschiede bei weitgehend zweckgleichen Fürsorgeleistungen
möglichst vermieden werden. Eine Angleichung sollte außerdem zu administrativen Erleichterungen
führen. Eine gewisse Differenzierung - zumindest im öffentlichen Bewusstsein - kann jedoch im Interes-
se der Arbeitsmarktintegration wünschenswert sein: Anders als der eingetretene könnte der drohende
soziale Abstieg in die Sozialhilfe eine Aktivierung bewirken. Dabei wird dieser soziale Abstieg nicht nur
an den finanziellen Leistungen zu messen sein, sondern auch und entscheidend am sozialen Ansehen der
Leistungen und ihrer Empfänger.

Zunächst wird in Abschnitt 3.1 auf die Ausgestaltung der passiven Leistung(en) eingegangen, anschlie-
ßend werden in Abschnitt 3.2 ausgewählte Aspekte zur Aktivierung der Leistungsempfänger und damit
zusammenhängende organisatorische Fragen erörtert. Die Gliederung ist allerdings nicht trennscharf,
denn auch die Ausgestaltung der passiven Leistungen beeinflusst die Aktivierung. Besonders hervorzu-
heben sind hierbei die (kürzere) Befristung von Arbeitslosengeld und -hilfe (Unterabschnitt 3.1.1) und
die Anrechnung von Nebenerwerbseinkommen (Unterabschnitt 3.1.4).

3.1 Ausgestaltung der passiven Leistung(en)
Im folgenden wird auf die Ausgestaltung der passiven Leistung(en) eingegangen. Dabei steht die Ar-
beitslosenhilfe im Mittelpunkt, ergänzend werden auch Arbeitslosengeld und Sozialhilfe berücksichtigt.

3.1.1 Befristung und Erlöschen des Anspruchs

Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld setzt eine versicherungspflichtige Beschäftigung von mindestens
zwölf Monaten innerhalb der letzten drei Jahre voraus (Anwartschaft). Ein Anspruch auf Arbeitslosen-
hilfe setzt den Bezug von mindestens einem Tag Arbeitslosengeld innerhalb des letzten Jahres voraus.
Bei der Sozialhilfe existieren keine vergleichbaren Voraussetzungen.

Gegenwärtig ist das Arbeitslosengeld bei älteren Arbeitslosen ggf. auf mehr als ein Jahr befristet (vgl.
Abschnitt 2.1), Arbeitslosen- und Sozialhilfe sind hingegen unbefristet. Allerdings wird die Arbeitslosen-
hilfe ebenso wie das Arbeitslosengeld längstens bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres gezahlt.

Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld erlischt,10

•  mit der Entstehung eines neuen Anspruchs auf Arbeitslosengeld;

•  wenn seit seiner Entstehung vier Jahre vergangen sind.

                                                                
10 Auf das Erlöschen nach Sperrzeiten von mindestens 24 Wochen wird in Unterabschnitt 3.2.4 eingegangen.



,$%Werkstattbericht  Nr. 16/2002 17

Bei Entstehung eines neuen Anspruchs erhöht sich die neue Anspruchsdauer um eine zuvor nicht ausge-
schöpfte Anspruchsdauer, soweit dadurch insgesamt die nach dem Lebensalter maximal mögliche An-
spruchsdauer nicht überschritten wird. Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld entsteht an dem Tag, an dem
die Anspruchsvoraussetzungen erstmalig erfüllt sind, d.h. regelmäßig mit der (ersten) Arbeitslosmeldung
nach Erfüllung der Anwartschaft.

Entsprechend kann bis zu sechs Jahre nach der letzten versicherungspflichtigen Beschäftigung noch ein
Anspruch auf Arbeitslosengeld geltend gemacht werden.11

Ein Anspruch auf Arbeitslosenhilfe erlischt, wenn ein Jahr lang keine Arbeitslosenhilfe bezogen wurde.
Die Frist verlängert sich um bis zu zwei Jahre auf insgesamt maximal drei Jahre, wenn

•  Arbeitslosenhilfe wegen der Anrechnung von Einkommen oder Vermögen nicht gezahlt wurde,

•  eine selbstständige Tätigkeit von mindestens 15 Stunden wöchentlich ausgeübt wurde,

•  ein Kind unter drei Jahren betreut oder ein Angehöriger gepflegt wurde,

•  Unterhaltsgeld bezogen wurde,12

•  Übergangsgeld für die berufliche Eingliederung Behinderter bezogen wurde.

Ein Anspruch auf Sozialhilfe erlischt nicht.

Entsprechend der Aufgabenstellung soll das Arbeitslosengeld generell nicht mehr länger als ein Jahr
gewährt werden und die bislang unbefristet gewährte Arbeitslosenhilfe auf ein Jahr befristet werden.
Dies schränkt die Möglichkeiten der Sozialhilfeträger, durch eine subventionierte, anwartschaftsbegrün-
dende einjährige Beschäftigung von Sozialhilfeempfänger finanzielle Verantwortung zur Bundesanstalt
für Arbeit (Arbeitslosengeld, Arbeitsmarktintegration) bzw. zum Bund (Arbeitslosenhilfe) zu verschie-
ben.

Im Zusammenhang mit der (engeren) Befristung von Arbeitslosengeld und -hilfe ist es naheliegend, ggf.
auch die Anwartschaft für das Arbeitslosengeld und die Fristen für das Erlöschen bei Arbeitslosengeld
und -hilfe neu zu regeln.

Eine Arbeitsmarktintegration sollte möglichst rasch nach dem Ende einer Beschäftigung erfolgen. Daher
erscheint es naheliegend, das Arbeitslosengeld an eine möglichst unmittelbar vorausgehende Beschäfti-
gung zu knüpfen. Gleichwohl sollte es möglich sein, einen Arbeitslosengeldanspruch auch durch mehre-
re, nicht unmittelbar aufeinander folgende Beschäftigungen zu erwerben. Eine mögliche Regelung
könnte daher als weitere Voraussetzung für einen Arbeitslosengeldanspruch eine zusammenhängende
Beschäftigung von mehr als sechs Monaten innerhalb der letzten sieben Monate vor erstmaliger Antrag-
stellung vorsehen. Der Zeitraum von mehr sechs Monaten stellt sicher, dass die Probezeit erfolgreich
beendet wurde und ggf. sogar der gesetzliche Kündigungsschutz greift. Damit könnte auch Missbrauch
vorgebeugt werden. Die Frist von sieben Monaten räumt einen Monat nach Ende der Beschäftigung ein,

                                                                
11 Hierzu muss erstmalig zwei Jahre nach Ende der letzten versicherungspflichtigen Beschäftigung Arbeitslosengeld beantragt

werden. Der Zeitraum von sechs Jahren kann sich noch um Zeiten der Pflege oder Kindererziehung, einer selbstständigen
Tätigkeit oder des Bezugs von Unterhalts- oder Übergangsgeld zwischen der letzten versicherungspflichtigen Beschäftigung
und dem Entstehen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld noch verlängern.

12 Eine weitere Verlängerung um ein Jahr ist ausnahmsweise möglich.
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um sich arbeitslos zu melden. Aus arbeitsmarkt- oder sozialpolitischen Gründen könnte diese Frist um
bestimmte Zeiten innerhalb gewisser Grenzen verlängert werden, beispielsweise um eine selbstständige
Tätigkeit oder um Zeiten der Kindererziehung.

Alternativ könnte vorgesehen werden, auf die Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld auch Zeiten zwi-
schen der letzten, mehr als sechs Monate umfassenden versicherungspflichtigen Beschäftigung und der
erstmaligen Antragstellung anzurechnen. Auch hier könnten bestimmte Zeiten (selbstständige Erwerbs-
tätigkeit, Kindererziehung) nicht angerechnet werden. Insgesamt würde dadurch die Motivation zu einer
raschen Arbeitslosmeldung nach dem Ende einer Beschäftigung im Interesse einer zügigen Arbeits-
marktintegration erhöht.

Falls eine der vorstehenden Option aufgegriffen wird, böte es sich an, konsequenterweise auch die Frist
von vier Jahren bis zum Erlöschen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld deutlich zu verkürzen oder an
bestimmte Bedingungen zu knüpfen. Eine deutliche Verkürzung der Frist könnte jedoch dazu führen,
dass ein Leistungsempfänger durch die Aufnahme einer Beschäftigung einen erworbenen Arbeitslosen-
geldanspruch verliert ohne einen neuen Anspruch zu erwerben. Dies könnte die Erwerbsmotivation be-
einträchtigen und erscheint daher kontraproduktiv. Statt dessen könnte die Aufrechterhaltung eines er-
worbenen Anspruchs an die Ausübung einer Erwerbstätigkeit geknüpft werden. Wiederum könnten aus
sozialpolitischen Gründen bestimmte Zeiten, beispielsweise Erziehungszeiten, gleichgestellt werden.

Analoge Regelungen müssten auch für die Aufrechterhaltung eines Anspruchs auf Arbeitslosenhilfe
vorgesehen werden. Bei der Sozialhilfe hingegen wird eine analoge Regelung nicht in Betracht kommen.

Zur Vermeidung von Härten könnte übergangsweise oder dauerhaft älteren Arbeitslosen eine längere
Bezugsdauer für die Arbeitslosenhilfe eingeräumt werden (vgl. auch Abschnitt 3.3).

Übergangsregelungen

Die Anwartschaft auf Arbeitslosengeld unterliegt anders als die Arbeitslosenhilfe dem Eigentumsschutz
des Grundgesetzes. Daher wird bei einer engeren Befristung des Arbeitslosengeldes vermutlich eine
langfristige (dreijährige) Übergangsregelung vorgesehen werden müssen, die sicherstellt, das zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens der Änderung bereits entstandene Anwartschaften erhalten bleiben. Eine ent-
sprechende Übergangsregelung könnte beispielsweise vorsehen, dass innerhalb der nächsten drei Jahre
nach Inkrafttreten des Gesetzes folgende Regelungen gelten:

•  Voraussetzung für die Anwendung der Übergangsregelung ist zunächst, dass überhaupt ein An-
spruch auf Arbeitslosengeld besteht. Dies setzt in der Regel eine versicherungspflichtige Beschäfti-
gung von mindestens zwölf Monaten innerhalb der letzten drei Jahre voraus.

•  Falls dies für den Arbeitslosen vorteilhaft ist, gelten anstelle der neuen die bisherigen Regeln für die
Berechnung der Anspruchsdauer, wobei allerdings Beschäftigungszeiten seit Inkrafttreten der Ände-
rung unberücksichtigt bleiben. Weiter könnte dies dahingehend eingeschränkt werden, dass dabei
Beschäftigungszeiten nur insoweit berücksichtigt werden, als seither stets die Anwartschaft erfüllt
war (zwölf Monate Beschäftigung innerhalb der letzten drei Jahre). Dadurch würden insbesondere
Beschäftigungszeiten vor einer mehr als zweijährigen Erwerbsunterbrechung ausgeschlossen.

Bei der Arbeitslosenhilfe dürfte eine Übergangsregelung nicht zwingend notwendig sein, allerdings er-
scheint eine gewisse Ankündigungsfrist angemessen. Analog zur Übergangsfrist beim Wegfall der origi-
nären Arbeitslosenhilfe ab dem Jahr 2000 könnte vorgesehen werden, dass für Personen, die bei Inkraft-
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treten der Neuregelung Arbeitslosenhilfe beziehen, die Befristung erst nach weiteren drei Monaten an-
wendbar ist. Eine großzügigere Übergangsregelung könnte vorsehen, dass für die Berechnung der bishe-
rigen Bezugsdauer die Zeit vor Inkrafttreten der Neuregelung nicht berücksichtigt wird. Personen, die
bereits bei Inkrafttreten der Neuregelung Arbeitslosenhilfe beziehen, würde dadurch ein weiteres Jahr
des Arbeitslosenhilfebezugs ermöglicht.

3.1.2 Bedarfsbemessung

Bei einem dreistufigen Sicherungssystem für Arbeitslose aus Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und
Sozialhilfe liegt die Idee degressiver Leistungen im Zeitablauf nahe. Anfangs soll die Versicherungs-
leistung „Arbeitslosengeld“ eine vergleichsweise komfortable Absicherung gewährleisten, um genügend
Freiraum für eine berufliche Neuorientierung zu bieten. Die anschließende befristete Arbeitslosenhilfe
soll den Übergang zur schließlich ggf. unbefristet folgenden, geringeren Sozialhilfe zeitweise „abfe-
dern“.

Diese Idee ist jedoch nur dann zu verwirklichen, wenn das Arbeitslosengeld stets die Sozialhilfe über-
steigt. Dies ist jedoch aufgrund der unterschiedlichen Bedarfsbemessungssysteme gegenwärtig nicht
immer der Fall: Während der „Bedarf“ bei Arbeitslosengeld und auch Arbeitslosenhilfe von einem frü-
heren Erwerbseinkommen abhängen, soll der Sozialhilfebedarf das sozio-kulturelle Existenzminimum
der Familie gewährleisten.

Im gegenwärtigen System ist jedoch aufgrund der Möglichkeit des ergänzenden Bezugs von Sozialhilfe
stets sichergestellt, dass auch ein Arbeitslosengeld- oder -hilfeempfänger mindestens das Sozialhilfeni-
veau erreichen kann. Falls die entsprechenden Ansprüche ausgeschöpft werden ist damit zumindest si-
chergestellt, dass das Leistungsniveau mit zunehmender Dauer der Arbeitslosigkeit nicht zunimmt.

Bei Beibehaltung der grundlegend unterschiedlichen Bedarfsbemessungssysteme von Arbeitslosengeld
und Sozialhilfe ist keine realistische Reformperspektive erkennbar, die sicherstellt, dass das Arbeitslo-
sengeld stets höher als die Sozialhilfe ist.13 Eine Angleichung der beiden unterschiedlichen Grundprinzi-
pien der Bedarfsbemessung ist jedoch problematisch:

•  Beim Arbeitslosengeld handelt es sich um eine Versicherungsleistung, die zeitweise das Risiko ent-
gangenen Erwerbseinkommens abdecken soll („Schaden“). Eine Versicherungsleistung sollte nicht
höher als der „Schaden“ sein, mithin sollte das Arbeitslosengeld das frühere Nettoerwerbseinkom-
men nicht übersteigen. Höhere Sozialleistungen können jedoch bei Geringverdienern oder einer grö-
ßeren Familie notwendig sein, um zumindest das sozio-kulturelle Existenzminimum sicherzustellen.

•  Mit der Sozialhilfe hingegen soll (zumindest) das sozio-kulturelle Existenzminimum sichergestellt
werden. Dieses sozio-kulturelle Existenzminimum kann jedoch höher als ein Erwerbseinkommen
sein. Eine Absicherung, die ausschließlich auf einem früheren Erwerbseinkommen basiert, wird
kaum ein solches Existenzminimum garantieren können.

Im folgenden wird daher für eine Reform der Arbeitslosenhilfe davon ausgegangen,

•  dass die unterschiedlichen Bedarfsbemessungssysteme für Arbeitslosengeld und Sozialhilfe grund-
sätzlich beibehalten werden und

•  dass deswegen das Arbeitslosengeld nicht notwendigerweise höher als die Sozialhilfe ist.

Da gleichzeitig die Leistungen möglichst zeitlich degressiv gestaltet werden sollen, sollte die Arbeits-
losenhilfe möglichst auch geringer als die Leistungen während des Bezugs von Arbeitslosengeld sein.

                                                                
13 Eine solche, kaum realistische Reform könnte beispielsweise in einer eigenständigen Absicherung der Familienmitglieder

(Kinder, Partner) bestehen.
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Hierfür bieten sich folgende grundsätzliche Alternativen für die Bedarfsbemessung bei der Arbeitslosen-
hilfe an:

•  Bei grundsätzlicher Beibehaltung des gegenwärtigen Systems ist die Arbeitslosenhilfe weiterhin von
einem früheren Erwerbseinkommen abhängig. Vorteilhaft ist hier, dass die Arbeitslosenhilfe nicht
nur geringer als das Einkommen insgesamt beim Bezug von Arbeitslosengeld ist, sondern sicherge-
stellt werden kann, dass die Arbeitslosenhilfe geringer als das Arbeitslosengeld ist. Nachteilig ist
hingegen, dass bei dem weiterhin ggf. notwendigen ergänzendem Bezug von Sozialhilfe ohne weite-
re Änderungen auch künftig Arbeits- und Sozialamt für die Arbeitsmarktintegration parallel zustän-
dig sind (für Alternativen vgl. Unterabschnitt 3.2.8).

•  Die Arbeitslosenhilfe wird ersetzt oder ergänzt durch die Absicherung des sozio-kulturellen Exis-
tenzminimums ähnlich wie bei der Sozialhilfe. Eine solche Absicherung müsste jedoch

o sicherstellen, dass das Sozialhilfeniveau nicht überschritten wird, weil ansonsten die Leistungen
das Einkommen während des Bezugs von Arbeitslosengeld übersteigen können,

und/oder

o als ergänzende, ggf. bedürftigkeitsgeprüfte Leistung auch beim Bezug von Arbeitslosengeld ge-
währt werden.

Vorteilhaft bei einer entsprechenden Ausgestaltung eines solchen Systems könnte sein, dass ergän-
zende Sozialhilfe grundsätzlich nicht mehr notwendig ist und damit die Doppelzuständigkeit von
Arbeits- und Sozialamt für die Arbeitsmarktintegration regelmäßig vermieden wird. Die Ausgestal-
tung der Absicherung des sozio-kulturellen Existenzminimums müsste sich stark an der Sozialhilfe
orientieren, um einerseits ergänzenden Sozialhilfebezug tatsächlich zu vermeiden und andererseits
aus fiskalischen Gründen die Sozialhilfe zumindest nicht deutlich zu überschreiten. Allerdings kann
die Doppelzuständigkeit ggf. auch auf andere Weise vermieden werden (vgl. hierzu Unterab-
schnitt 3.2.8). Nachteil eines solchen Systems wäre durch die ergänzende Absicherung des sozio-
kulturellen Existenzminimums bei der Arbeitslosenhilfe und ggf. auch beim Arbeitslosengeld, dass
dadurch die Komplexität des Gesamtsystems und damit tendenziell auch der administrative Aufwand
zunimmt.

Insgesamt erscheint es daher naheliegend, die Bedarfsbemessung bei der Arbeitslosenhilfe weiterhin wie
beim Arbeitslosengeld am früheren Nettoerwerbseinkommen zu orientieren, wenn die mögliche parallele
Zuständigkeit von Arbeits- und Sozialamt für die Leistungsempfänger auf andere Weise vermieden wer-
den kann (vgl. hierzu Unterabschnitt 3.2.8).

Würden die gegenwärtigen Regelungen der Bedarfsbemessung für Arbeitslosengeld und -hilfe nicht
verändert, so gäbe es im Zeitablauf (maximal) drei Sicherungsniveaus (Arbeitslosengeld, Arbeitslosen-
hilfe und Sozialhilfe).

Bei Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe kann sich gegenwärtig die Höhe des zugrundeliegenden Be-
messungsentgelts unterscheiden. So werden insbesondere Einmalzahlungen beim Bemessungsentgelt für
die Arbeitslosenhilfe nicht berücksichtigt und eine Herabbemessung aufgrund persönlicher Umstände ist
hier weitergehender. Die regelmäßige jährliche Herabbemessung der Arbeitslosenhilfe würde bei einer
engen Befristung dieser Leistung (weitgehend) bedeutungslos.14 Im Interesse einer administrativen Ver-

                                                                
14 Sie wird nicht vollständig obsolet, wenn (wie beim Arbeitslosengeld und früher auch bei der befristeten sog. originären

Arbeitslosenhilfe) bestimmte Unterbrechungen beim Bezug von Arbeitslosenhilfe ohne endgültigen Wegfall des Leistungs-
anspruchs und ohne Anrechnung auf die Bezugsdauer möglich sind.
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einfachung würde es sich bei einer ohnehin eng befristeten Arbeitslosenhilfe anbieten, die Regelungen
des Arbeitslosengeldes zum Bemessungsentgelt uneingeschränkt auch für die Arbeitslosenhilfe zu über-
nehmen.

Degressive Ausgestaltung

Um arbeitslosen Leistungsempfängern die Dringlichkeit eigenen Handels zu verdeutlichen, könnte eine
degressive Ausgestaltung insbesondere des Arbeitslosengeldes, aber auch der Arbeitslosenhilfe zweck-
mäßig sein. Dies erschwert es, sich im System „einzurichten“. Dabei erscheint es wichtig, dass dies
gleich zu Beginn der Arbeitslosigkeit deutlich wird. Entsprechend würde sich eine frühzeitige erstmalige
Absenkung des Arbeitslosengeldes anbieten.

3.1.3 Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung der Leistungsempfänger

Anders als Sozialhilfeempfänger sind Bezieher von Arbeitslosengeld und -hilfe regelmäßig in der Kran-
ken-, Renten- und Krankenversicherung versichert. Für nicht entsprechend versicherte Sozialhilfebezie-
her müssen jedoch die Sozialämter im Bedarfsfall auch die Kosten für medizinische Leistungen und für
Pflegeleistungen übernehmen.

Mit der Rentenversicherungspflicht soll insbesondere einer möglichen Notlage im Alter vorgebeugt wer-
den. Allerdings ist zum Zeitpunkt der Übernahme der Beiträge noch nicht bekannt, ob dies zur Vermei-
dung einer künftigen Notlage erforderlich ist. Entsprechend werden auch Arbeitslose begünstigt, bei
denen dies im Sinne der Zielsetzung nicht notwendig ist. Im Interesse einer zielgenauen Verteilung
staatlicher Leistungen liegt es zumindest bei der Arbeitslosenhilfe nahe, die Rentenversicherungsbeiträge
nicht aus Steuermitteln zu finanzieren und entsprechend auch die Rentenversicherungspflicht für Bezie-
her von Arbeitslosenhilfe abzuschaffen. Dies steht auch in Einklang mit der Sozialhilfe; hier werden nur
im Ausnahmefall Rentenversicherungsbeiträge übernommen. Allerdings führt dies aufgrund der umlage-
finanzierten Rentenversicherung insgesamt kurzfristig nicht zu Mitteleinsparungen. Alternativ könnte die
Rentenversicherung von Arbeitslosenhilfeempfängern auch zur bewussten Differenzierung von Arbeits-
losen- und Sozialhilfe beibehalten werden.

Anders als bei der Rentenversicherung werden mit der Krankenversicherung aktuelle Bedarfe abgedeckt,
die ohne Absicherung ansonsten regelmäßig im Rahmen der Krankenhilfe der Sozialhilfe finanziert wer-
den müssen. Daher liegt es hier nahe, die regelmäßige Pflichtversicherung in der Krankenversicherung
und die Übernahme der Beiträge bei Empfängern von Arbeitslosengeld und -hilfe beizubehalten.

Eine ergänzende Pflichtversicherung in der Krankenversicherung mit Übernahme der Beiträge für Emp-
fänger laufender Hilfe zum Lebensunterhalt der Sozialhilfe würde sich aus mehreren Gründen anbieten:

•  das Nebeneinander von Krankenkassen und Sozialhilfeträgern bei der Finanzierung von medizini-
schen Leistungen wird (weitgehend) vermieden;

•  Sozialhilfeempfänger erhalten die gleiche medizinische Versorgung wie andere Bevölkerungsteile;

•  Vereinheitlichung mit der Arbeitslosenhilfe.

Allerdings würde eine Einbeziehung von Sozialhilfeempfängern in die gesetzliche Krankenversicherung
zu Finanzverschiebungen zwischen Sozialhilfeträgern und Krankenkassen führen. Eigentlich war ohne-
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hin bereits ab 1997 eine Einbeziehung von Empfängern laufender Hilfe zum Lebensunterhalt der Sozial-
hilfe in die Krankenversicherung vorgesehen,15 sie wurde jedoch bislang nicht realisiert.

Bei der Pflichtversicherung in der Pflegeversicherung bietet es sich an, dass sie - wie gegenwärtig grund-
sätzlich - einer Versicherung in der Krankenversicherung „folgt“: Sofern Leistungsempfänger in der
Krankenversicherung versichert sind, sind sie in der Pflegeversicherung pflichtversichert. Die Beiträge
sollten wie die Krankenversicherungsbeiträge ergänzend vom jeweiligen Leistungsträger übernommen
werden.

3.1.4 Berücksichtigung von eigenem Erwerbseinkommen

Die Berücksichtigung von eigenem Erwerbseinkommen auf die beiden Lohnersatzleistungen Arbeits-
losengeld und -hilfe unterscheidet sich von den Regelungen bei der Sozialhilfe.

Anders als bei der Sozialhilfe entfällt in bestimmten Fällen aufgrund einer Erwerbstätigkeit bzw. eines
Arbeitsverhältnisses ein Anspruch auf Arbeitslosengeld und -hilfe unabhängig von der Höhe des erziel-
ten Entgelts:

•  Eine Erwerbstätigkeit von regelmäßig mindestens 15 Stunden wöchentlich schließt einen Anspruch
auf Arbeitslosengeld und -hilfe grundsätzlich aus. Ausnahmen gelten für den Bezug von Teilar-
beitslosengeld.

•  Wird eine Entlassungsentschädigung gezahlt und die arbeitgeberseitige Kündigungsfrist nicht ein-
gehalten, so ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld und -hilfe längstens bis zum Ablauf der Kündi-
gungsfrist.

•  Während ein Anspruch auf laufende Vergütung aus einem Arbeitsverhältnis besteht, ruhen Arbeits-
losengeld und Arbeitslosenhilfe. Dieser Fall kann beispielsweise relevant sein, wenn nachträglich
gerichtlich der Fortbestand eines Arbeitsverhältnisses festgestellt wird.

•  Der Anspruch auf Arbeitslosengeld und -hilfe ruht während der Zeit, in der (rechnerisch) ein Ur-
laubsanspruch abgegolten wird (nach Ende des Arbeitsverhältnisses).

Im Übrigen wird Erwerbseinkommen, das aus einer Nebentätigkeit während des Bezugs von Arbeits-
losengeld oder -hilfe erzielt wird, auf diese Lohnersatzleistungen angerechnet. Dabei ist der Zeitpunkt
des Zuflusses anders als bei der Sozialhilfe irrelevant.16 Auf die Arbeitslosenhilfe wird darüber hinaus
auch Erwerbseinkommen aus einer früheren Erwerbstätigkeit angerechnet, wenn es während des Bezugs
von Arbeitslosenhilfe zufließt.

Demgegenüber wird auf die Sozialhilfe Erwerbseinkommen angerechnet, das während des Bezugs von
Sozialhilfe zufließt. Anders als bei Arbeitslosengeld und -hilfe wird daher Erwerbseinkommen aus einer
Erwerbstätigkeit während des Bezugs von Sozialhilfe dann nicht angerechnet, wenn es erst nach dem
Bezug von Sozialhilfe zufließt.

Vor der Anrechnung von Erwerbseinkommen auf die drei Sozialleistungen können stets Einkommen-
steuer, Solidaritätszuschlag, Kirchensteuer und Sozialabgaben abgesetzt werden. Außerdem können
abgesetzt werden:

                                                                
15 Vgl. Art. 28 Gesundheitsstrukturgesetz, BGBl. I 1992, S. 2266.
16 Allerdings muss irgendwann ein wirtschaftlicher Vorteil entstehen; dies ist z.B. nicht der Fall, wenn aufgrund der Insolvenz

eines Schuldners kein wirtschaftlicher Vorteil resultiert.
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•  Vom Erwerbseinkommen aus einer Nebentätigkeit können vor der Anrechnung auf Arbeitslosengeld
und -hilfe Werbungskosten abgesetzt werden; Werbungskosten sind Ausgaben, die durch die Ein-
kommenserzielung veranlasst sind.

•  Im übrigen (bei der Sozialhilfe generell und bei der Arbeitslosenhilfe vor der Anrechnung von Er-
werbseinkommen aus einer früheren Erwerbstätigkeit) können nur die mit der Einkommenserzielung
verbundenen notwendigen Ausgaben abgezogen werden. Allerdings können hier darüber hinaus
Versicherungsbeiträge abgezogen werden, soweit diese Beträge gesetzlich vorgeschrieben oder nach
Grund und Höhe angemessen sind. Bei der Arbeitslosenhilfe werden diese Ausgaben mit 3% des
Einkommens pauschaliert, wenn der Arbeitslose und ggf. sein Partner in der Sozialversicherung ver-
sicherungspflichtig sind.

Vom verbleibenden Nettoerwerbseinkommen werden Anrechnungsfreibeträge gewährt; dies gilt jedoch
nicht für die Anrechnung von Nettoerwerbseinkommen auf die Arbeitslosenhilfe, soweit das Einkom-
men aus einer früheren Erwerbstätigkeit resultiert:

•  Bei Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe beträgt dieser Freibetrag 165 �� ����
��"�#� ������
���
jedoch 20% des Arbeitslosengeldes.

•  Demgegenüber ist bei der Sozialhilfe gesetzlich nur geregelt, dass ein Betrag in „angemessener“
Höhe abzusetzen ist. Die Festlegung erfolgt im Rahmen ihres Ermessens durch die Sozialämter, die
Grenzen des Ermessens können ggf. gerichtlich überprüft werden. Dabei folgen die Sozialämter al-
lerdings wohl meist den nicht verbindlichen17 Empfehlungen des Deutschen Vereins für öffentliche
und private Fürsorge [1976; 1991] zum früheren Mehrbedarfszuschlag für Erwerbstätige, der 1993
durch den Absetzbetrag abgelöst wurde.18 Nach diesen Empfehlungen bleibt vom Nettoerwerbsein-
kommen zunächst ein Betrag in Höhe von 25% des Eckregelsatzes (ca. 72 �� ����
��"�� ���$��t-
deutschland und ca. 69 �� ����
��"�� ��� %�
���
�"�����&� �!����"�� ����"����������'� (
���
��������
Nettoerwerbseinkommen bleibt zu 15% anrechnungsfrei, bis der Anrechnungsfreibetrag insgesamt
50% des Eckregelsatzes erreicht (ca. 143 ������
�ich in Westdeutschland und ca. 138 ������
��"����
Ostdeutschland). Wiederum übersteigendes Nettoerwerbseinkommen wird vollständig auf die Sozial-
hilfe angerechnet.

Insgesamt sind die Anrechnungsfreibeträge bei den beiden Lohnersatzleistungen großzügiger als bei der
Sozialhilfe. Allerdings werden durch die großzügigeren Anrechnungsfreibeträge nicht Personen begüns-
tigt, die ergänzend zu einer der beiden Lohnersatzleistungen Sozialhilfe beziehen. Hier werden in Höhe
der Differenz der beiden Anrechnungsfreibeträge vielmehr die Kommunen zu Lasten der Beitragszahler
bzw. des Bundes entlastet.

Da bei Arbeitslosengeld und -hilfe Erwerbseinkommen aus einer während des Leistungsbezugs ausge-
übten Erwerbstätigkeit angerechnet wird und bei der Sozialhilfe während des Leistungsbezugs zuflie-
ßendes Erwerbseinkommen aus einer früheren Erwerbstätigkeit zu einer Minderung der Sozialhilfe führt,
kann es zu einer doppelten Anrechnung des gleichen Erwerbseinkommens kommen: Erwerbseinkom-
men aus einer Erwerbstätigkeit, die während des Bezugs von Arbeitslosengeld ausgeübt wird, wird zu-
nächst auf das Arbeitslosengeld angerechnet. Falls das Erwerbseinkommen erst nach dem Ende des An-
spruchs auf Arbeitslosengeld ausgezahlt wird, wird es nochmals auf die anschließende Sozialhilfe ange-
                                                                
17 So BVerwG, Urteil vom 21. Dezember 2001, 5 C 27.00.
18 Die Richtlinien Baden-Württemberg sehen beispielsweise höhere Absetzbeträge für allein Erziehende vor; in Hessen gibt es

keine landesweite Regelung, die kommunalen Sozialämter verfahren hier unterschiedlich (vgl. hierzu KALTENBORN [2001,
S. 24]).
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rechnet.19 Entsprechendes gilt auch für eine Nebentätigkeit während des Bezugs von Arbeitslosenhilfe,
wenn das Entgelt während des anschließenden Bezugs von Sozialhilfe ausgezahlt wird; dies könnte bei
einer Befristung der Arbeitslosenhilfe häufiger eintreten.

Zu einer faktisch doppelten Anrechnung des gleichen Erwerbseinkommens kann es auch kommen, wenn
Arbeitslosengeld oder -hilfe aufgrund eines (rechnerischen) Arbeitsentgelts ruhen, dieses Arbeitsentgelt
jedoch erst während des späteren Bezugs von Arbeitslosen- oder Sozialhilfe zufließt.

Die Berücksichtigung eigenen Erwerbseinkommens bei den drei Sozialleistungen sollte möglichst ver-
einheitlicht und vereinfacht werden. Dies stößt allerdings auf erhebliche Probleme:

•  Für die Versicherungsleistung Arbeitslosengeld ist die Definition des Versicherungsfalls „keine
Erwerbstätigkeit“ kaum verzichtbar. Dies müsste analog auch für die Arbeitslosenhilfe gelten, weil
sonst bei einer umfangreicheren Erwerbstätigkeit ein bereits erschöpfter Anspruch auf Arbeitslosen-
geld vorteilhaft sein kann. Andererseits wird die Sozialhilfe als unterstes Sicherungssystem nicht auf
Personen „ohne Erwerbstätigkeit“ beschränkt werden können. Hier dürfte daher kaum eine Harmo-
nisierung möglich sein.

•  Das Ruhen der Versicherungsleistung Arbeitslosengeld während zumindest rechnerisch ein An-
spruch auf eine Vergütung besteht (Abfindung bei vorzeitiger Lösung des Arbeitsverhältnisses, lau-
fende - nachträgliche - Vergütung ohne Erwerbstätigkeit, Urlaubsabgeltung) soll einen Leistungs-
ausschluss für Zeiten bewirken, in denen der Versicherungsfall nicht eingetreten ist. Dies erscheint
inhaltlich gerechtfertigt. Bei der Arbeitslosenhilfe sollte nicht großzügiger verfahren werden, weil
ansonsten ein erschöpfter Anspruch auf Arbeitslosengeld vorteilhaft sein kann. Andererseits existiert
in der Sozialhilfe keine vergleichbare Regelung. Es sollte auch keine derartige Regelung eingeführt
werden, weil auf die Sozialhilfe als unterste soziale Sicherung nur tatsächlich aktuell verfügbare
Ressourcen angerechnet werden sollten. Gleichwohl wird zumindest bei länger andauerndem Ruhen
von Arbeitslosengeld oder -hilfe auch regelmäßig die Sozialhilfe der Höhe nach versagt werden
(aufgrund der Anrechnung von Einkommen und/oder Vermögen). Im Interesse der Harmonisierung
von Arbeitslosen- und Sozialhilfe könnte anstelle des Ruhens bei Arbeitslosengeld und -hilfe eine
Anrechnung des entsprechenden ggf. auch nur rechnerischen Einkommens analog der Anrechnung
von Einkommen aus einer Nebentätigkeit vorgesehen werden. Dies wird allerdings regelmäßig zum
gleichen Ergebnis führen, nämlich der Versagung der Leistungen. Eine Harmonisierung der Rege-
lungen erscheint daher hier weniger dringlich. Allerdings würde eine Einkommensanrechnung an-
stelle des Ruhens dann nahe liegen, wenn die Ruhenstatbestände wegen des Bezugs bestimmter So-
zialleistungen durch eine Einkommensanrechnung ersetzt würden (vgl. hierzu Unterabschnitt 3.1.5).

•  Für die bedürftigkeitsunabhängige Versicherungsleistung Arbeitslosengeld erscheint die gegenwär-
tige Regelung gerechtfertigt, Erwerbseinkommen nur anzurechnen, wenn es aus einer während des
Leistungsbezugs ausgeübten Erwerbstätigkeit stammt und dabei nicht auf den Zeitpunkt des Zuflus-
ses abzustellen. Andererseits erscheint es für die Sozialhilfe als unterste soziale Sicherung gerecht-
fertigt, ausschließlich auf den Zeitpunkt des Zuflusses abzustellen; hier sollten nur tatsächlich aktuell
verfügbare Ressourcen angerechnet werden, weil ansonsten das Existenzminimum nicht garantiert
werden kann. Bei der Arbeitslosenhilfe schließlich sollte nicht großzügiger verfahren werden als
beim Arbeitslosengeld. Entsprechend sollte auf die Arbeitslosenhilfe zumindest Erwerbseinkommen

                                                                
19 Es wird jedoch nicht auf eine anschließende Arbeitslosenhilfe angerechnet, weil Einkommen aus einer Nebentätigkeit nicht

im Rahmen der Bedürftigkeitsprüfung berücksichtigt wird und Arbeitslosengeld und -hilfe insoweit als einheitlicher Leis-
tungsanspruch gelten.
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aus einer während des Leistungsbezugs ausgeübten Erwerbstätigkeit angerechnet werden. Danach
verbliebe als Gestaltungsspielraum nur noch die Abschaffung der gegenwärtigen Anrechnung von
Erwerbseinkommen aus einer früheren Erwerbstätigkeit. Da eine Anrechnung dieses Einkommens
auf die Sozialhilfe auch weiterhin erfolgen sollte, würde eine Abschaffung bei der Arbeitslosenhilfe
im Hinblick auf die Harmonisierung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe kontraproduktiv sein.

•  Die Berechung des Nettoerwerbseinkommens hinsichtlich des Abzugs von Werbungskosten und
Versicherungsbeiträgen (mit Ausnahme der voll abziehbaren Sozialabgaben) kann jedoch harmoni-
siert werden:

o Bei der Abzugsfähigkeit von Werbungskosten bietet es sich in Einklang mit der Einkommen-
steuer an, generell auf die Veranlassung durch die Erwerbstätigkeit und nicht auf ihre Notwen-
digkeit abzustellen. Falls die „Notwendigkeit“ zu eng ausgelegt wird, kann eine Erwerbstätigkeit
zu finanziellen Nachteilen für den Leistungsempfänger führen.

o Versicherungsbeiträge, die nicht ohnehin bereits als Werbungskosten abziehbar sind, sollten im
Interesse der administrativen Vereinfachung durch eine Pauschale berücksichtigt werden. Hier
könnte entweder ein einheitlicher Anteil vom Einkommen vorgesehen werden, der auch die ge-
setzlichen Sozialabgaben einschließt, oder ein Anteil vom Einkommen, der nur die Versiche-
rungsbeiträge außer den Sozialabgaben umfasst und in Abhängigkeit von der Versicherungs-
pflicht in den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung differenziert wird.

•  Eine Harmonisierung der Anrechnungsfreibeträge bei Arbeitslosengeld und -hilfe sowie Sozialhilfe
liegt ebenfalls nahe. Im Interesse der Vereinfachung könnten die Anrechnungsfreibeträge einheitlich
für alle anrechenbaren Erwerbseinkommen unabhängig vom Zeitraum der zugrundeliegenden Er-
werbstätigkeit vorgesehen werden. Dabei sollte sich die Ausgestaltung eher an der gegenwärtigen
Praxis der Sozialhilfe als an den Regelungen für Arbeitslosengeld und -hilfe orientieren:

o Höhere Anrechnungsfreibeträge bei höherem Leistungsbezug wie gegenwärtig bei Arbeitslosen-
geld und -hilfe erscheinen kaum gerechtfertigt.

o Ein Anrechnungssatz von 0% ist ebenso wie ein Anrechnungssatz von 100% regelmäßig fiska-
lisch nicht ergiebig.

Durch eine großzügigere Ausgestaltung der Anrechnungsfreibeträge würde zwar eine Teilzeiter-
werbstätigkeit finanziell attraktiver, gleichzeitig würde jedoch die Attraktivität einer Vollzeiter-
werbstätigkeit im Vergleich dazu sinken. Daher erscheinen großzügigere Anrechnungsfreibeträge
insbesondere dann angemessen, wenn damit die Perspektive einer Vollzeiterwerbstätigkeit aufrecht-
erhalten oder sogar gestärkt wird. So könnte beispielsweise eine Ermessensentscheidung vorgesehen
werden, die Anrechnungsfreibeträge für ein bestimmtes Nebenerwerbseinkommen befristet zu erhö-
hen, falls die Aussicht auf eine Ausweitung des Erwerbsumfangs besteht.

Die skizzierten Möglichkeiten einer doppelten Anrechnung des gleichen Erwerbseinkommens sollten
möglichst ausgeschlossen werden. Da der Harmonisierung der Berücksichtigung von Erwerbseinkom-
men bei Arbeitslosengeld und -hilfe sowie Sozialhilfe enge Grenzen gesetzt sind, müsste dies durch eine
explizite Regelung erfolgen.

3.1.5 Berücksichtigung von sonstigem eigenem Einkommen

Während die Versicherungsleistung Arbeitslosengeld ohne Bedürftigkeitsprüfung gewährt wird, wird bei
Arbeitslosen- und Sozialhilfe u.a. eigenes Einkommen angerechnet. Gleichwohl führen beim Arbeits-
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losengeld wie auch bei der Arbeitslosenhilfe anders als bei der Sozialhilfe bestimmte Sozialleistungen
unabhängig von deren Höhe zum Ruhen des Anspruchs. Hierzu gehören:

•  Berufsausbildungsbeihilfe und Unterhaltsgeld, nicht jedoch Teilunterhaltsgeld,

•  Krankengeld und ähnliche Leistungen, wobei in den ersten sechs Wochen einer Erkrankung eines
Beziehers von Arbeitslosengeld oder -hilfe diese Leistung anstelle von Krankengeld fortgezahlt
wird,

•  Mutterschaftsgeld,

•  Rente wegen voller Erwerbsminderung der gesetzlichen Rentenversicherung,20

•  Altersrente der gesetzlichen Rentenversicherung oder ähnliche öffentlich-rechtliche Leistungen,21

•  Vorruhestandsleistungen in Höhe von mindestens 65% des Bemessungsentgelts.

Darüber hinaus werden auf Arbeitslosen- und Sozialhilfe grundsätzlich alle Einnahmen in Geld oder
Geldeswert einschließlich der Leistungen, die von Dritten beansprucht werden können, angerechnet.
Einige Leistungen sind jedoch von der Anrechnung ausgenommen:

•  Erziehungsgeld,

•  bei der Arbeitslosenhilfe das gesamte Kindergeld, bei der Sozialhilfe vom Erst- und Zweitkindergeld
jeweils ein Betrag in Höhe von 10,25 ������
��"�#

•  bei der Arbeitslosenhilfe gegenüber ihr nachrangige Leistungen (insbesondere Wohngeld und Sozial-
hilfe),

•  bei der Arbeitslosenhilfe der Mietwert selbstbewohnten Wohneigentums,22

•  zweckbestimmte Leistungen (bei der Sozialhilfe nur Leistungen aufgrund öffentlich-rechtlicher Vor-
schriften und nur soweit sie einem anderen Zweck als die Sozialhilfe dienen),

•  Eigenheimzulage (bei der Sozialhilfe fraglich),

•  bei der Arbeitslosenhilfe einmalige Einnahmen, soweit sie nach Entstehungsgrund, Zweckbestim-
mung oder Übung nicht dem laufenden Lebensunterhalt dienen,23

•  bestimmte Leistungen des Bundesversorgungsgesetzes, bei der Sozialhilfe darüber hinaus alle Leis-
tungen zum Ausgleich eines Schadens, der nicht entgangenes oder entgehendes Einkommen ist,

•  gesetzliche Leistungen zur Deckung eines Mehrbedarfs durch Gesundheitsschaden oder wegen Pfle-
gebedürftigkeit,

•  Leistungen zur vorbeugenden oder nachgehenden Gesundheitsfürsorge,

•  Zuwendungen der freien Wohlfahrtspflege,

•  Unterstützung aufgrund eigener Vorsorge für den Fall der Arbeitslosigkeit (nur Arbeitslosenhilfe),

•  Zuwendungen Dritter ohne rechtliche oder sittliche Pflicht (bei der Sozialhilfe nur in Härtefällen),

•  bei der Arbeitslosenhilfe die Verletztenrente der gesetzlichen Unfallversicherung (nur teilweise),

                                                                
20 Das Arbeitslosengeld, nicht jedoch die Arbeitslosenhilfe ruht hier nicht bereits ab dem Rentenbeginn, sondern erst ab Auf-

nahme der laufenden Zahlungen.
21 Eine Teilrente führt in den ersten drei Monaten nach Entstehen des Anspruchs nicht zum Ruhen des Arbeitslosengeldes,

wenn zuvor die Teilrente mindestens sechs Monate parallel zu einer versicherungspflichtigen Beschäftigung zuerkannt war.
22 Bei der Sozialhilfe erfolgt die Anrechnung indirekt durch einen reduzierten Wohnbedarf.
23 Die Abgrenzung ist im Einzelfall teilweise nicht eindeutig (z.B. rechnet die Bundesanstalt für Arbeit

Lohn-/Einkommensteuererstattungen nicht an, obgleich dies eine Erstattung zu viel einbehaltenen laufenden Arbeitsentgelts
darstellt).
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•  bei der Arbeitslosenhilfe Renten wegen teilweiser Erwerbsminderung und ähnliche Leistungen (nur
teilweise),

•  bei der Arbeitslosenhilfe nicht steuerpflichtige Einnahmen einer Pflegeperson für die Grundpflege
oder die hauswirtschaftliche Versorgung,

•  bei der Arbeitslosenhilfe nicht steuerpflichtige Zuwendungen aus öffentlichen Mitteln für besonders
verdiente Personen oder ihre Hinterbliebenen wegen deren Bedürftigkeit.

Ähnlich wie eigenes Erwerbseinkommen kann auch der Bezug von Sozialleistungen zum Ruhen von
Arbeitslosengeld und -hilfe führen, während die entsprechenden Leistungen auf die Sozialhilfe lediglich
angerechnet werden. Anders als beim Ruhen aufgrund von Erwerbseinkommen ist jedoch beim Ruhen
wegen des Bezugs von Sozialleistungen nicht regelmäßig sichergestellt, dass eine Anrechnung dieser
Sozialleistungen der Höhe nach zum vollständigen Wegfall von Arbeitslosengeld und -hilfe führen wür-
den. Eine Übertragung des Ruhens auf die Sozialhilfe könnte dazu führen, dass das Existenzminimum
wegen des Bezugs dieser spezifischen Sozialleistungen nicht garantiert wird; dies erscheint problema-
tisch. Ein Ersatz des Ruhens wegen des Bezugs bestimmter Sozialleistungen allein bei der Arbeitslosen-
hilfe könnte dazu führen, dass der Bezug von Arbeitslosenhilfe gegenüber dem Bezug von Arbeitslosen-
geld vorteilhaft ist. Dies erscheint ebenfalls problematisch. Eine Harmonisierung könnte jedoch erfolgen,
indem bei Arbeitslosengeld und -hilfe die Ruhenstatbestände wegen des Bezugs von Sozialleistungen
durch eine Anrechnung dieser Sozialleistungen ersetzt werden.24 Allerdings hätte dies den Nachteil, dass
beim Arbeitslosengeld ebenfalls eine nähere Einkommensprüfung notwendig wäre.

Soweit die Einkommensanrechnung bei der Arbeitslosenhilfe großzügiger als bei der Sozialhilfe geregelt
ist, wird der Empfänger nur dann dadurch begünstigt, wenn er nicht gleichzeitig sozialhilfebedürftig ist.
Dies lässt großzügigere Regelungen bei der Arbeitslosenhilfe besonders problematisch erscheinen, weil
davon gerade die besonders Bedürftigen nicht profitieren. Daher und im Interesse administrativer Ver-
einfachung sollten die Regelungen bei Arbeitslosen- und Sozialhilfe möglichst angeglichen und überdies
möglichst klarer gefasst werden. Von besonderer Relevanz sind dabei folgende Leistungen:

•  Beim Kindergeld bietet sich eine vollständige Anrechnung auf Arbeitslosen- und Sozialhilfe an, weil
alle Leistungen der Sicherung des Lebensunterhalts dienen. Soweit die Sozialhilfe als zu gering er-
achtet wird, sollte eine Korrektur über eine Anpassung der Regelsätze erfolgen. Beim Kindergeld
kann hier insbesondere kaum argumentiert werden, es diene zumindest teilweise der Steuerfreistel-
lung des Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarfs der Kinder bei den Eltern, denn Ar-
beitslosen- und Sozialhilfeempfänger müsse regelmäßig ohnehin keine Steuern entrichten. Auch be-
stehende Unterhaltspflichten gegenüber den Kindern können kaum als Rechtfertigung für eine Frei-
stellung des Kindergeldes von der Anrechnung herangezogen werden, denn Arbeitslosen- und Sozial-
hilfeempfänger werden regelmäßig nicht leistungsfähig und daher nicht unterhaltspflichtig sein.25

Sollten insbesondere Arbeitslosenhilfeempfänger im Einzelfall dennoch leistungsfähig sein, so liegt
dies an der „großzügigen“ Arbeitslosenhilfe, die nicht noch zusätzlich durch die Anrechnungsfreiheit
des Kindergeldes erhöht zu werden braucht.

                                                                
24 Dann böte es sich an, die Ruhenstatbestände wegen des Bezugs von Erwerbseinkommen ebenfalls durch eine Einkommens-

anrechnung zu ersetzen; vgl. hierzu Unterabschnitt 3.1.4.
25 In Betracht käme jedoch eine „fiktive“ Leistungsfähigkeit wegen nicht ausgeschöpfter Möglichkeiten der Einkommenser-

zielung durch Erwerbstätigkeit; dies wird allerdings auch kaum eine Freistellung des Kindergeldes von der Anrechnung auf
Arbeitslosen- und Sozialhilfe rechtfertigen können.
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•  Das Wohngeld ist gegenüber der Arbeitslosenhilfe nachrangig und gegenüber der Sozialhilfe vor-
rangig. Dies bedingt eine unterschiedliche Behandlung des Wohngeldes bei Arbeitslosen- und Sozial-
hilfe. Für eine Harmonisierung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe bestehen hier insbesondere zwei
Möglichkeiten:

o Das Wohngeld wird gegenüber der Arbeitslosenhilfe vorrangig gewährt und infolgedessen wird
das Wohngeld nicht nur auf die Sozialhilfe, sondern auch auf die Arbeitslosenhilfe angerechnet,
soweit es auf den Arbeitslosenhilfeempfänger entfällt. Dies würde dazu führen, dass für allein
stehende Arbeitslosenhilfeempfänger der Bezug von Wohngeld finanziell nicht mehr vorteilhaft
wäre. Bei anderen Arbeitslosenhilfeempfängern würde sich das Wohngeld im Haushaltszusam-
menhang weiterhin finanziell auswirken.

o Das Wohngeld wird nur bestimmten Personengruppen gewährt, zu denen zumindest nicht Emp-
fänger von Arbeitslosenhilfe gehören. Allerdings ist keine geeignete Abgrenzung dieser Perso-
nengruppen ersichtlich. Insbesondere erscheint eine Beschränkung des Wohngeldes auf Haus-
halte, in denen niemand Arbeitslosenhilfe bezieht, kaum zu rechtfertigen.

•  Der Vorrang der Arbeitslosenhilfe gegenüber der Sozialhilfe erscheint zweckmäßig und sollte bei-
behalten werden.

•  Die Anrechnungsfreiheit des Mietwerts selbstgenutzten Wohneigentums bei der Arbeitslosenhilfe
führt zu einer Ungleichbehandlung im Vergleich zu Mietern mit vermietetem Wohneigentum. Einer-
seits erscheint dies kaum gerechtfertigt, andererseits dürfte eine Berechnung des Mietwerts mit ho-
hem administrativen Aufwand verbunden sein, der bei einer auf ein Jahr befristeten Arbeitslosenhil-
fe möglicherweise nicht gerechtfertigt ist.

3.1.6 Berücksichtigung von Vermögen

Bei der Versicherungsleistung Arbeitslosengeld wird Vermögen anders als bei Arbeitslosen- und Sozial-
hilfe nicht berücksichtigt. Berücksichtigt wird nur „verwertbares“ Vermögen. Vermögen ist verwertbar,
soweit es verbraucht, übertragen oder belastet werden kann. Bestimmte Vermögensteile gelten jedoch als
nicht verwertbar oder müssen nicht verwertet werden. Nicht verwertet werden müssen folgende Vermö-
gensteile:26

•  angemessenes selbstbewohntes Wohneigentum (bei der Sozialhilfe ist die Freistellung detailliert
geregelt), wobei bei der Sozialhilfe, nicht jedoch bei der Arbeitslosenhilfe, durch Minderung des
Wohnbedarfs eine gewisse Berücksichtigung erfolgt,

•  bei der Arbeitslosenhilfe Vermögen, das nachweislich zur alsbaldigen Erhaltung angemessenen
selbstbewohnten Wohneigentums bestimmt ist,

•  bei der Sozialhilfe Gegenstände, die zur Aufnahme oder Fortsetzung der Berufsausbildung oder
Erwerbstätigkeit unentbehrlich sind,

•  bei der Arbeitslosenhilfe ein angemessenes Kraftfahrzeug,

•  gefördertes Altersvorsorgevermögen,

•  bei der Arbeitslosenhilfe Vermögen, das nachweislich für die Alterssicherung bestimmt ist, wenn der
Arbeitslose und sein etwaiger Partner von der Rentenversicherungspflicht befreit sind.

                                                                
26 Im Folgenden wird nur auf Regelungen eingegangen, die besonders problematisch erscheinen.
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Arbeitslosen- und Sozialhilfe sehen unterschiedliche Vermögensfreibeträge vor. Bei der Arbeitslosen-
hilfe beträgt der Freibetrag 520 ��)��*�������
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trag nicht mehr mit zunehmendem Alter. Auf den Vermögensfreibetrag werden Altersvorsorgevermögen
und freigestelltes Vermögen, das der Alterssicherung dient, angerechnet. Mindestens wird jedoch jeweils
ein Vermögensfreibetrag in Höhe von 4.100 �����!��
'

Bei der Sozialhilfe wird lediglich vom Barvermögen oder sonstiger Geldwerte ein Freibetrag berück-
sichtigt. Er beträgt 1.279 �������������"������
���.1 Jahre und 2.301 ������!�
�����������"�����'�2����i-
nen etwaigen Partner werden zusätzlich 614 ����������)�������������!
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Solange übersteigendes Vermögen vorhanden ist, wird keine Arbeitslosen- bzw. Sozialhilfe gezahlt.
Nach dessen, ggf. auch raschem Verbrauch wird Arbeitslosen- bzw. Sozialhilfe gewährt.

Soweit die Vermögensanrechnung bei der Arbeitslosenhilfe großzügiger als bei der Sozialhilfe geregelt
ist, wird der Empfänger insbesondere dann dadurch begünstigt, wenn er nicht gleichzeitig sozialhilfebe-
dürftig ist. Dies lässt großzügigere Regelungen bei der Arbeitslosenhilfe besonders problematisch er-
scheinen, weil davon gerade die besonders Bedürftigen nicht profitieren. Daher und im Interesse admi-
nistrativer Vereinfachung sollten die Regelungen bei Arbeitslosen- und Sozialhilfe möglichst angegli-
chen werden.

Die Ausnahme vom Vorrang der Verwertung für einzelne Vermögensarten bedarf wegen der damit ein-
hergehenden Ungleichbehandlung jeweils einer stichhaltigen Begründung:

•  Die Anrechnungsfreiheit von selbstgenutztem Wohneigentum bei Arbeitslosen- und Sozialhilfe er-
scheint kaum gerechtfertigt. Überdies kann durch eine entsprechende Vermögensumschichtung im
Vorfeld der Arbeitslosigkeit bzw. während des Bezugs von Arbeitslosengeld Vermögen der Anrech-
nung entzogen werden. Dies erleichtert es, die Sozialleistungen für einen gleitenden Übergang in den
Ruhestand einzuplanen: Ältere Arbeitnehmer scheiden mit einer Abfindung aus, die Abfindung wird
für selbstgenutztes Wohneigentum verwendet, dann werden bis zum Rentenbeginn Arbeitslosengeld,
Arbeitslosenhilfe und ggf. Sozialhilfe in Anspruch genommen.27 Dieser Möglichkeit könnte auch
begegnet werden, indem selbstgenutztes Wohneigentum nur dann anrechnungsfrei bleibt, wenn es
mindestens ein Jahr vor Entstehen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld bzw. mindestens zwei Jahre
vor der Sozialhilfebedürftigkeit angeschafft wurde. Ergänzend oder alternativ könnte die Anrech-
nungsfreiheit auf ältere Hilfebezieher begrenzt werden. Entsprechend müsste bei der Arbeitslosen-
hilfe auch die Anrechnungsfreiheit von Vermögen, das für die Erhaltung von Wohneigentum be-
stimmt ist, entfallen.

•  Vermögen, das der Berufsausbildung oder Erwerbstätigkeit dient, sollte im Interesse der Erwerbsori-
entierung anrechnungsfrei bleiben; eine Begrenzung auf hierfür unentbehrliche Gegenstände er-
scheint unnötig eng. Oftmals wird hierzu auch ein Kraftfahrzeug gehören. Vereinfachend könnte da-
her wie gegenwärtig bei der Arbeitslosenhilfe auch für die Sozialhilfe vorgesehen werden, dass ein
angemessenes Kraftfahrzeug generell anrechnungsfrei bleibt.

                                                                
27 Dies wird auch begünstigt durch die bislang längere Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld für ältere Arbeitnehmer (vgl.

Abschnitt 2.1 und Unterabschnitt 3.1.1) und die mögliche Ausnahme von der Beschäftigungssuche (vgl. Unterab-
schnitt 3.2.2).
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•  Ansprüche gegenüber der gesetzlichen Rentenversicherung bleiben stets anrechnungsfrei, weil sie
kein Vermögen darstellen. Dies könnte es rechtfertigen, Vermögen, das der Altersicherung dient, an-
rechnungsfrei zu lassen, soweit keine Alterssicherung über die gesetzliche Rentenversicherung ge-
währleistet ist. Allerdings erscheint dies nicht zwingend.

•  Auch die Anrechnungsfreiheit geförderten Altersvorsorgevermögens erscheint nicht zwingend.
Selbst wenn die staatliche Förderung dieser Vermögensbildung zunächst den Aufbau einer Alterssi-
cherung bezweckt, so ist doch kein überzeugender Grund ersichtlich, dieses Vermögen in einer
Notlage nicht verwenden zu müssen und statt dessen staatliche Fürsorgeleistungen in Anspruch
nehmen zu können.

Insgesamt erscheint die Gewährung staatlicher Fürsorgeleistungen kaum gerechtfertigt, wenn verwertba-
res Vermögen in relevanter Größenordnung vorhanden ist. Daher könnten die Vermögensfreibeträge der
Sozialhilfe auch für die Arbeitslosenhilfe übernommen werden. Allerdings erscheint es unnötig eng, die
Vermögensfreibeträge auf das Bar- bzw. Geldvermögen zu begrenzen. Die Freibeträge sollten vielmehr
unabhängig von der Vermögensanlage gewährt werden.

Eine enge Begrenzung der Vermögensfreibeträge hat zudem den Vorteil, dass eine konsistente Regelung
mit dem Unterhaltsrecht vereinfacht wird (vgl. hierzu Unterabschnitt 3.1.7).

Falls die inzwischen bei der Arbeitslosenhilfe vergleichsweise großzügigen Vermögensfreibeträge nicht
deutlich gesenkt werden sollen, wäre hier alternativ der vollständige Wegfall der Vermögensanrechnung
zu erwägen. Dies könnte auch Bestandteil einer bewussten Differenzierung von Arbeitslosen- und Sozial-
hilfe sein. Inzwischen dürfte es bei der Arbeitslosenhilfe vermutlich ohnehin nur noch selten zu einer
Vermögensanrechnung kommen. Bei einer auf ein Jahr befristeten Arbeitslosenhilfe erscheint die mit
dem Wegfall der Vermögensanrechnung verbundene Ungleichbehandlung mit Sozialhilfebeziehern eher
als bei einer unbefristeten Arbeitslosenhilfe hinnehmbar.

3.1.7 Familiensubsidiarität

Die Familiensubsidiarität, die Berücksichtigung der Ressourcen von Familienangehörigen, ist bei Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe sehr unterschiedlich geregelt. Beim Arbeitslosengeld werden Einkommen
und Vermögen von Familienangehörigen nicht berücksichtigt.28

Bei der Arbeitslosenhilfe werden auch das Einkommen und Vermögen des nicht dauernd getrennt leben-
den Ehepartners, des Lebenspartners oder eines eheähnlichen Partners berücksichtigt. Die Berechnung
von Einkommen und Vermögen erfolgt wie beim Arbeitslosen (vgl. hierzu Unterabschnitte 3.1.4, 3.1.5
und 3.1.6), wobei hinsichtlich des Erwerbseinkommens die Regelungen für ein früheres Erwerbsein-
kommen des Arbeitslosen gelten. Vom Einkommen des Partners bleibt ein Betrag in Höhe seiner hypo-
thetischen Arbeitslosenhilfe anrechnungsfrei, mindestens jedoch der einkommensteuerliche Grundfrei-
betrag (2002: 603 ������
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von 25% des einkommensteuerlichen Grundfreibetrages unberücksichtigt (2002: 151 �� ����
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Schließlich werden Unterhaltsverpflichtungen des Partners gegenüber Dritten abgezogen; dabei wird bei
Unterhaltsverpflichtungen gegenüber Kindern von Beträgen in Anlehnung an die sog. Düsseldorfer Ta-

                                                                
28 Eine indirekte Berücksichtigung besteht bei Arbeitslosengeld und -hilfe bei der Bestimmung des Leistungssatzes („Be-

darfs“): Dieser ist höher, wenn mindestens ein Kinderfreibetrag gewährt wird. Ob ein Kinderfreibetrag gewährt wird, hängt
bei volljährigen Kindern auch von deren Einkommen ab.
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belle ausgegangen. Einkommen des Partners, dass die Absetz- und Freibeträge übersteigt, wird vollstän-
dig auf die Arbeitslosenhilfe angerechnet.

Demgegenüber werden bei der Sozialhilfe für die sog. Bedarfsgemeinschaft Bedarf und Ressourcen
gemeinsam gegenübergestellt. Zur Bedarfs- oder Einsatzgemeinschaft gehören neben dem Hilfesuchen-
den sein Partner (nicht dauernd getrennt lebender Ehepartner, Lebenspartner, eheähnlicher Partner) und
die im Haushalt lebenden bedürftigen minderjährigen unverheirateten Kinder.29 Leben weitere Ver-
wandte oder Verschwägerte im Haushalt, wird gegenseitiger Unterhalt vermutet, so dass auch diese Per-
sonen faktisch zur Bedarfsgemeinschaft gehören. Allerdings kann diese Vermutung durch bloße Gegen-
behauptung widerlegt werden. Für die Einkommens- und Vermögensberechnung gelten für alle Mitglie-
der der Bedarfsgemeinschaft die gleichen Regeln (vgl. hierzu Unterabschnitte 3.1.4, 3.1.5 und 3.1.6).
Dabei wird jedem Erwerbstätigen ein eigener Absetzbetrag gewährt.

Darüber hinaus werden bei der Sozialhilfe Unterhaltsansprüche gegenüber Eltern, Kindern und dem
dauernd getrennt lebenden oder geschiedenen Ehegatten berücksichtigt. Allerdings bestehen Unterhalts-
ansprüche Erwerbsfähiger gegenüber ihren Verwandten nur in sehr engen Grenzen; auch bei Unterhalts-
ansprüchen gegenüber dem dauernd getrennt lebenden oder geschiedenen Ehepartner besteht ein gewis-
ser Vorrang eigener Erwerbstätigkeit. Überdies besteht grundsätzlich kein Unterhaltsanspruch gegenüber
Verwandten, wenn Vermögen vorhanden ist, einen Vermögensfreibetrag gibt es grundsätzlich nicht.30

Daher kann ggf. eine Schenkung des Unterhaltsverpflichteten an den Unterhaltsberechtigten innerhalb
der Grenzen des bei der Sozialhilfe verschonten Barvermögens zum (dauerhaften) Wegfall des Unter-
haltsanspruchs bei fortbestehendem Sozialhilfeanspruch führen. Auch leistungsfähige Großeltern verei-
teln einen Unterhaltsanspruch eines minderjährigen Kindes gegenüber seinen Eltern, soweit der Kindes-
unterhalt den angemessenen Lebensunterhalt der Eltern gefährden würde.

Eine Ausnahme vom Vorrang von Unterhaltsansprüchen gegenüber Verwandten besteht bei Schwange-
ren und allein Erziehenden mit mindestens einem Kind im Alter von bis zu fünf Jahren. Tatsächlich er-
brachte Unterhaltsleistungen werden jedoch angerechnet.

Unterhaltsansprüche gegen entferntere Verwandte (Großeltern, Enkel) sind weder gegenüber der Ar-
beitslosenhilfe noch gegenüber der Sozialhilfe vorrangig. Tatsächlich erbrachte Unterhaltsleistungen
werden jedoch angerechnet.

Auf die Berücksichtigung von Vermögen des Partners wurde bereits in Unterabschnitt 3.1.6 eingegan-
gen.

Übereinstimmend werden bei Arbeitslosen- und Sozialhilfe die Ressourcen des Partners unabhängig von
tatsächlich bestehenden Unterhaltsansprüchen berücksichtigt. Allerdings ist hier die Arbeitslosenhilfe bei
der Bemessung der Freibeträge tendenziell großzügiger. Es läge nahe, den Freibetrag vom Erwerbsein-
kommen des Partners in Höhe von gegenwärtig 25% des Grundfreibetrages an die Bemessung des Frei-
betrags beim Arbeitslosen anzupassen (vgl. Unterabschnitt 3.1.4). Darüber hinaus könnte zur Annähe-
rung an die Sozialhilfe auf die Bemessung des Freibetrags mindestens in Höhe der (fiktiven) Arbeits-

                                                                
29 Probleme bei der Abgrenzung der Bedarfsgemeinschaft ergeben sich, wenn nicht alle Kinder gemeinsame Kinder beider

Partner sind.
30 Minderjährige brauchen ihr Vermögen nicht zu verwenden, bevor sie Unterhaltsansprüche gegenüber ihren Eltern geltend

machen.
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losenhilfe des Partners verzichtet werden; dies dürfte allerdings verfassungsrechtlich problematisch
sein.31

Übereinstimmend sind die Unterhaltsansprüche gegenüber dem dauernd getrennt lebenden oder geschie-
denen Ehepartner vorrangig. Dies erscheint angemessen und ist überdies bei beiden Fürsorgeleistungen
einheitlich.

Die Zusammenfassung von bedürftigen minderjährigen Kindern mit ihren Eltern zu einer Bedarfsge-
meinschaft der Sozialhilfe ist naheliegend, weil die Sozialhilfe auch den Bedarf der Kinder abdecken
soll. Diese Zusammenfassung zu einer Bedarfsgemeinschaft soll vermeiden, dass Kinder eigenständige
Sozialhilfeansprüche haben, obwohl die Eltern ihren Unterhalt sicherstellen können. Da minderjährige
Kinder regelmäßig keinen Anspruch auf Arbeitslosenhilfe haben, ist hier eine analoge Regelung ent-
behrlich.

Anders als bei der Arbeitslosenhilfe sieht die Sozialhilfe grundsätzlich auch den Vorrang von gesetzli-
chen Unterhaltsansprüchen gegenüber Kindern und Eltern vor. Dieser Vorrang ist jedoch bei volljähri-
gen Leistungsempfängern kaum durchsetzbar (weitgehende Erwerbsobliegenheit des Unterhaltsberech-
tigten, Schenkung zur Bildung eines kleinen Vermögens), wenn die Betroffenen ihre Möglichkeiten
kennen und ausschöpfen. Dies begünstigt in kaum zu rechtfertigender Weise kundige Hilfeempfänger
und entsprechende Verwandte. Daher sollte entweder der Vorrang des Verwandtenunterhalts entfallen
oder der Verwandtenunterhalt für Volljährige eingeschränkt werden oder die Regelungen effektiv aus-
gestaltet werden. Eine effektive Ausgestaltung wird jedoch vermutlich daran scheitern, dass dem Unter-
haltsverpflichteten zugebilligt werden muss, einen größeren Einsatz vom Unterhaltsberechtigten (Er-
werbstätigkeit, Vermögensverwendung) zu verlangen als eine staatliche Fürsorgeleistung voraussetzen
kann. Falls dies dennoch gelingen sollte, läge auch bei der Arbeitslosenhilfe ein Vorrang von Unterhalts-
ansprüchen gegenüber Eltern und Kindern nahe.

3.1.8 Freiwillige Zusatzversicherung

Im Zusammenhang mit der engeren Befristung des Arbeitslosengeldes könnte die Möglichkeit einer
freiwilligen Zusatzversicherung erwogen werden. So könnte durch zusätzlich Arbeitnehmerbeiträge die
Bezugsdauer von Arbeitslosengeld verlängert werden. Eine solche Zusatzversicherung wird u.a. wegen
der „Epidemie“-Effekte, dem möglicherweise massenhaften Eintreten von Versicherungsfällen, kaum
privat organisierbar sein; private Versicherungen wären bei einer „Epidemie“ rasch zahlungsunfähig.

Bei einer freiwilligen Versicherung sollten die Versicherungsbeiträge möglichst „fair“ kalkuliert werden,
d.h. die zu erwarteten Auszahlungen sollten im Einzelfall den zu leistenden Beiträgen entsprechen. Die
Kalkulation solcher „fairen“ Beiträge wirft jedoch erhebliche Probleme auf. Anders als gegenwärtig
würden sich vorzugsweise Personen mit hohem Risiko bzw. mit einer hohen Neigung, arbeitslos zu blei-
ben, versichern (Negativauswahl). Daher können bisher beobachtete Durchschnittswerte kaum für die
Kalkulation einer solchen Versicherung herangezogen werden.

Leistungen für Personen, bei denen eine Arbeitslosigkeit bereits bei Eintritt in die Versicherung absehbar
war, müssten ausgeschlossen werden. Hierzu könnte u.a. vorgesehen werden, Leistungen erst nach einer
bestimmten Beitragszeit zu erbringen, beispielsweise nach zwei Jahren.

                                                                
31 Die gegenwärtige großzügige Freibetragsregelung wurde 1994 aufgrund einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts

eingeführt (1 BvL 8/87 vom 17. November 1992).
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Zur Begrenzung der Negativauswahl könnten für den zusätzlichen Leistungsbezug höhere Anforderun-
gen gelten. Beispielsweise wäre es möglich, den zusätzlichen Leistungsanspruch bereits bei einmaligem
„Fehlverhalten“ (Aufgabe einer Beschäftigung, Vereitelung einer Beschäftigungsausnahme, sonstige
fehlende Mitwirkung) gänzlich entfallen zu lassen. Dabei könnte ggf. auch ein Fehlverhalten während
der normalen Bezugsdauer berücksichtigt werden.

Vorteil einer freiwilligen Versicherung im Gegensatz zu einer Pflichtversicherung wäre der erhöhte
Gestaltungsspielraum des Einzelnen. Da Beiträge nur dann gezahlt werden, wenn sie tatsächlich er-
wünscht sind, verlieren sie ihren Charakter als Lohnnebenkosten und die damit tendenziell verbundene
nachteilige Wirkung für das gesamtwirtschaftliche Beschäftigungsniveau. Dadurch würden allerdings
langfristige Leistungsansprüche aufrecht erhalten, die durch die vorliegend erörterte Reform gerade ver-
mieden werden sollen. Schwierigkeiten bereitet die zu befürchtende Negativauswahl und die daraus re-
sultierenden Probleme bei der Kalkulation „fairer“ Beiträge.

3.1.9 Zusammenfassung

Bei Befristung des Arbeitslosengeldes auf maximal ein Jahr und einer Befristung der Arbeitslosenhilfe
könnten diese Leistungen enger an arbeitsmarktliche Aktivitäten gekoppelt werden. So könnte als zu-
sätzliche Anspruchsvoraussetzung eine unmittelbar vorausgehende Erwerbstätigkeit vorgesehen werden.
Als Alternative böte sich an, die Zeit seit der letzten Erwerbstätigkeit auf die Anspruchsdauer nicht anzu-
rechnen. Außerdem könnte vorgesehen werden, dass ein entstandener Anspruch auf eine Lohnersatz-
leistung erlischt, wenn jemand weder dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht noch erwerbstätig ist. Ins-
gesamt beschränkt bereits die (engere) Befristung von Arbeitslosengeld und -hilfe die Möglichkeiten der
Sozialhilfeträger durch subventionierte einjährige Beschäftigungen finanzielle Verantwortung zur Bun-
desanstalt für Arbeit und zum Bund zu verschieben.

Aus verfassungsrechtlichen Gründen dürfte eine Übergangsregelung bei der Befristung des Arbeits-
losengeldes auf höchstens ein Jahr notwendig sein. Bei der Befristung der Arbeitslosenhilfe dürfte eine
Übergangsregelung zwar nicht notwendig sein, gleichwohl sollte sie aus sozialpolitischen Gründen er-
wogen werden.

Entscheidendes Hindernis für eine weitgehende Harmonisierung der Ausgestaltung von Arbeitslosen-
und Sozialhilfe sind die notwendigerweise unterschiedlichen Systeme der Bedarfsbemessung. Während
die im Anschluss an den Bezug von Arbeitslosengeld gezahlte Arbeitslosenhilfe von einem früheren
Erwerbseinkommen abhängt, soll mit der Sozialhilfe das Existenzminimum der Familie sichergestellt
werden. Falls die Arbeitslosenhilfe für ihren Empfängerkreis und deren Angehörige auch die Funktion
der Sozialhilfe übernehmen soll, so könnte kaum sichergestellt werden, dass sie das Arbeitslosengeld
nicht übersteigt. Als Ausweg böte sich an, das Arbeitslosengeld um eine analoge existenzsichernde und
bedürftigkeitsgeprüfte Leistung zu ergänzen, allerdings würde dadurch die Komplexität des Gesamtsys-
tems erhöht. Umgekehrt dürfte eine Bedarfsbemessung bei der Sozialhilfe analog der Arbeitslosenhilfe
nicht in Betracht kommen, weil dann die Existenzsicherung nicht mehr gewährleistet wäre.

Die Sozialversicherung der Leistungsempfänger könnte harmonisiert werden, indem nicht nur für Bezie-
her von Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe, sondern auch für Bezieher von Sozialhilfe eine Pflicht-
versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung und in der sozialen Pflegeversicherung vorgese-
hen würde, wobei die Beiträge vom jeweiligen Leistungsträger (Bundesanstalt für Arbeit, Bund oder
Sozialhilfeträger) zu übernehmen wären. Die regelmäßig bestehende Rentenversicherungspflicht für
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Arbeitslosenhilfeempfänger könnte entweder als bewusste Differenzierung zwischen Arbeitslosen- und
Sozialhilfe beibehalten werden oder zur Harmonisierung mit der Sozialhilfe entfallen.

Hinsichtlich der Anrechnung von eigenem Einkommen und Vermögen erscheint eine weitgehende Har-
monisierung zwischen Arbeitslosen- und Sozialhilfe möglich. Die Freistellung selbstbewohnten Wohn-
eigentums von der Vermögensanrechnung sowohl bei der Arbeitslosen- als auch bei der Sozialhilfe er-
scheint unnötig großzügig. Falls die Freistellung nicht vollständig entfallen soll, könnte zumindest
selbstbewohntes Wohneigentum angerechnet werden, das erst kurz vor der Arbeitslosigkeit bzw. dem
Leistungsbezug angeschafft wurde. Zur Harmonisierung der beiden Leistungssysteme könnten für die
Arbeitslosenhilfe die deutlich geringeren Vermögensfreibeträge der Sozialhilfe übernommen werden.
Alternativ könnte zur bewussten Differenzierung der beiden Leistungssysteme bei einer befristeten Ar-
beitslosenhilfe auf eine Vermögensanrechnung gänzlich verzichtet werden.

Die Familiensubsidiarität, die Berücksichtigung von Einkommen und Vermögen von Angehörigen, kann
teilweise harmonisiert werden. Der Vorrang von Unterhaltsansprüchen gegenüber Eltern und Kindern
kann bei volljährigen Sozialhilfeempfängern kaum durchgesetzt werden, wenn diese und/oder ihre Ver-
wandten ihre Rechte kennen. Eine effektive Ausgestaltung dieses Vorrangs erscheint kaum möglich.
Falls dies dennoch möglich sein sollte, könnte der Vorrang auch für die Arbeitslosenhilfe übernommen
werden. Andernfalls sollte der Verwandtenunterhalt für Volljährige eingeschränkt werden oder der Vor-
rang gegenüber der Sozialhilfe entfallen.

Im Zusammenhang mit der engeren Befristung des Arbeitslosengeldes könnte die Einführung einer frei-
willigen Zusatzversicherung für eine verlängerte Bezugsdauer erwogen werden. Dadurch würden aller-
dings langfristige Leistungsansprüche aufrecht erhalten, die durch die vorliegend erörterte Reform gera-
de vermieden werden sollen.

3.2 Aktivierung und Organisation
Im Folgenden wird auf einige Aspekte eingegangen, die für die Aktivierung der Leistungsempfänger
insbesondere im Zusammenhang mit einer Befristung der Arbeitslosenhilfe relevant erscheinen. Dabei
sind auch organisatorische Aspekte von Interesse. Zum einen ist auch das Eigeninteresse der beteiligten
Institutionen an einer Arbeitsmarktintegration der Leistungsempfänger hilfreich. Zum anderen kann eine
kontinuierliche und einheitliche Betreuung die Arbeitsmarktintegration begünstigen.

Darüber hinaus hat auch die in Abschnitt 3.1 erörterte Ausgestaltung der passiven Leistungen Einfluss
auf die Aktivierung der Leistungsempfänger. Besonders hervorzuheben sind hierbei die (kürzere) Be-
fristung von Arbeitslosengeld und -hilfe (Unterabschnitt 3.1.1) und die Anrechnung von Nebener-
werbseinkommen (Unterabschnitt 3.1.4).

3.2.1 Obligatorische Beschäftigungssuche oder obligatorische Maßnahme

Gegenwärtig wird sowohl beim Bezug von Arbeitslosengeld und -hilfe als auch beim Bezug von Sozial-
hilfe grundsätzlich die Bereitschaft zur Arbeitsaufnahme und entsprechende Bemühungen um eine Ar-
beitsstelle verlangt (vgl. Unterabschnitte 3.2.2 und 3.2.3); dies wird ggf. auch sanktioniert (Unterab-
schnitt 3.2.4). Damit wird versucht, den Vorrang der Selbsthilfe durchzusetzen.
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Allerdings dürfte die Sanktionierung unabhängig von ihrer Ausgestaltung im Detail generell nur be-
schränkt wirksam sein, da einzelne Leistungsempfänger ihnen immer entgehen werden. Soweit ange-
drohte Sanktionen zu einer lediglich vorgetäuschten Beschäftigungssuche führen, werden

•  die Vermittler mit vermittlungsfremden Tätigkeiten belastet und

•  Arbeitgeber unnötig mit unmotivierten Bewerbern konfrontiert; dadurch wird die Attraktivität ande-
rer Möglichkeiten der Personalrekrutierung erhöht.

Dies kann insgesamt zu einem suboptimalen Matching führen.

Als Alternative bei einem enger befristeten Arbeitslosengeld und einer befristen Arbeitslosenhilfe könnte
erwogen werden, anstelle der Arbeitsbereitschaft und entsprechender Bemühungen bei Beginn des Be-
zugs von Arbeitslosenhilfe eine etwa dreimonatige obligatorische Maßnahmeteilnahme vorzusehen. Die
Ankündigung einer obligatorischen Maßnahme dürfte nicht nur während der Teilnahme, sondern auch
bereits während des Bezugs von Arbeitslosengeld die Motivation zur Arbeitsaufnahme erhöhen. Mögli-
cherweise sinkt sie allerdings nach der Teilnahme, andererseits könnte der bei Befristung drohende Weg-
fall der Arbeitslosenhilfe ebenfalls die Attraktivität einer Beschäftigung erhöhen. Falls Arbeitsbereit-
schaft und entsprechende Bemühungen beim Arbeitslosengeld nicht verlangt werden, könnte eine Sank-
tionierung der Aufgabe einer Beschäftigung kaum aufrecht erhalten werden. Allerdings könnte im Übri-
gen eine fehlende Mitwirkung (z.B. Meldetermine, Maßnahmeteilnahme) weiterhin sanktioniert werden.
Als problematisch könnte sich auch der Umfang des betroffenen Personenkreises und die vermutlich
damit verbundenen hohen Maßnahmekosten erweisen.

Bei der Sozialhilfe dürfte der obligatorische Vorrang der Selbsthilfe und ggf. dessen Überprüfung kaum
entfallen können. Insoweit könnte im Interesse einer Harmonisierung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe
die Beschäftigungssuche beim Arbeitslosengeld entfallen, jedoch bei der Arbeitslosenhilfe beibehalten
werden. Dennoch könnte eine obligatorische Maßnahme bei Beginn des Arbeitslosenhilfebezugs vorge-
sehen werden, weil dies eine Signalwirkung für Arbeitslosengeldbezieher haben wird.

3.2.2 Beschäftigungssuche

Während bei Arbeitslosengeld und -hilfe die Beschäftigungssuche explizit zu den Anspruchsvorausset-
zungen gehört, gilt dies für die Sozialhilfe nicht.

Die für den Bezug von Arbeitslosengeld und -hilfe regelmäßig vorausgesetzte Beschäftigungssuche um-
fasst die tatsächliche und gewollte Nutzung aller Möglichkeiten zur Beendigung der Beschäftigungslo-
sigkeit und die Verfügbarkeit für die Vermittlungsbemühungen des Arbeitsamtes. Zur Verfügbarkeit
gehören die Arbeitsfähigkeit und die Arbeitsbereitschaft. Die Unterbrechung der Beschäftigungssuche
führt zum Wegfall des Leistungsanspruchs (vgl. hierzu Unterabschnitt 3.2.4). Die erforderlichen Eigen-
bemühungen müssen seit Anfang 2002 in einer Eingliederungsvereinbarung festgehalten werden.

Befristet bis Ende 2005 können Personen ab 58 Jahre trotz Verzicht auf die Beschäftigungssuche Ar-
beitslosengeld und -hilfe erhalten. Sie müssen dann allerdings zum frühestmöglichen Zeitpunkt eine
Altersrente beantragen.

Auch von erwerbsfähigen Sozialhilfeempfängern wird nach der Rechtsprechung Beschäftigungssuche
verlangt, allerdings sind hier die Voraussetzungen nicht so klar wie bei Arbeitslosengeld und -hilfe ge-
fasst.
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Eine Harmonisierung der Regelungen könnte erfolgen, indem die Anforderungen der Beschäftigungssu-
che für erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger denen für arbeitslose Arbeitslosengeld- und -hilfeempfänger
angepasst werden.32 Im übrigen sollten die Erfahrungen mit der zum Jahresbeginn 2002 eingeführten
obligatorischen Eingliederungsvereinbarung für Arbeitslose abgewartet werden. Wichtig erscheint im
Zusammenhang mit der Eingliederungsvereinbarung, eine eingehende Beratung und schriftliche Fixie-
rung der erforderlichen Aktivitäten des Arbeitslosen. Als wichtige Zeitpunkte könnten in die Eingliede-
rungsvereinbarung bei Leistungsempfängern auch die Übergänge zur Arbeitslosenhilfe und (nach deren
Befristung) zur Sozialhilfe aufgenommen werden, falls der Arbeitslose vorher keine neue Stelle antritt.
Schließlich könnte das im Zusammenhang mit der Eingliederungsvereinbarung vorgesehene Profiling
noch verfeinert werden. Ggf. könnte eine Eingliederungsvereinbarung auch für erwerbsfähige Sozialhil-
feempfänger vorgesehen werden.

Durch die Möglichkeit für Personen ab 58 Jahre auch ohne Beschäftigungssuche Arbeitslosengeld und
-hilfe zu erhalten, lassen sich diese Leistungen für den Übergang in den Ruhestand einplanen.33 Dieser
Möglichkeit könnte begegnet werden, indem die Ausnahme von der Beschäftigungssuche entfällt.

Unabhängig von den leistungsrechtlichen Voraussetzungen sollte die Notwendigkeit von Eigenbemü-
hungen um eine neue Stelle stärker unterstrichen werden. Damit könnten auch die Vermittler entlastet
werden, um sich auf die Problemfälle konzentrieren zu können. Hilfreich für stärkere Eigenbemühungen
wären bessere EDV-Systeme (vgl. hierzu Unterabschnitt 3.2.9).

3.2.3 Zumutbarkeit

Arbeitslose Bezieher von Arbeitslosengeld und -hilfe müssen ebenso wie erwerbsfähige Sozialhilfebe-
zieher grundsätzlich bereit sein, eine zumutbare Beschäftigung anzunehmen. Dabei ist die Definition der
Zumutbarkeit bei den drei Leistungen unterschiedlich. Für arbeitslose Bezieher von Arbeitslosengeld
und -hilfe ist die Zumutbarkeit sehr detailliert geregelt:

•  Arbeitsbedingungen: Arbeitslosen Beziehern von Arbeitslosengeld und -hilfe ist eine Beschäfti-
gung nicht zumutbar, die gegen gesetzliche, tarifliche oder in Betriebsvereinbarungen festgelegte
Bestimmungen über die Arbeitsbedingungen oder gegen Bestimmungen des Arbeitsschutzes ver-
stößt. Ähnliches dürfte für einen vom Arbeitskampf unmittelbar betroffenen Bereich gelten.34

•  Erzielbares Entgelt: Arbeitslosen Beziehern von Arbeitslosengeld (und -hilfe) ist in den ersten drei
Monaten der Arbeitslosigkeit eine Minderung von 20% und in den folgenden drei Monaten eine
Minderung um 30% des zuletzt erzielten Entgelts zumutbar. Anschließend sind Beschäftigungen
zumutbar, bei denen das Nettoentgelt unter Berücksichtigung der mit der Beschäftigung zusammen-
hängenden Aufwendungen nicht niedriger ist als das Arbeitslosengeld bzw. die Arbeitslosenhilfe.
Zum Nettoentgelt gehört kraft besonderer Regelung auch die Arbeitnehmerhilfe, nicht jedoch andere
Leistungen wie beispielsweise Wohngeld oder eine Förderung nach dem Mainzer Modell. Damit
werden Teilzeitbeschäftigungen oftmals nicht zumutbar sein.

                                                                
32 Für eine grundsätzliche Kritik vgl. Unterabschnitt 3.2.1.
33 Dies wird auch begünstigt durch die bislang längere Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld für ältere Arbeitnehmer (vgl.

Abschnitt 2.1 und Unterabschnitt 3.1.1) und die Anrechnungsfreiheit selbstbewohnten Wohneigentums bei Arbeitslosen- und
Sozialhilfe (vgl. Unterabschnitt 3.1.6).

34 Hier darf die Bundesanstalt für Arbeit nur vermitteln, wenn der Arbeitsuchende dies trotz eines Hinweises auf den Arbeits-
kampf verlangt. Daraus dürfte sich ergeben, dass eine entsprechende Beschäftigung nicht zumutbar ist.
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•  Arbeitszeit: Arbeitslosen Beziehern von Arbeitslosengeld und -hilfe dürfte eine Beschäftigung von
weniger als 15 Stunden wöchentlich nicht zumutbar sein, weil die Verpflichtung zur Arbeitssuche
auf Beschäftigungen beschränkt ist, die mindestens 15 Stunden wöchentlich umfassen.

•  Pendelzeiten: Eine Beschäftigung ist arbeitslosen Beziehern von Arbeitslosengeld und -hilfe nicht
zumutbar, wenn die Pendelzeiten unverhältnismäßig lang sind. In der Regel ist dies der Fall, wenn
bei einer täglichen Arbeitszeit von mehr als sechs Stunden die Pendelzeiten mehr als 2½ Stunden
und bei einer täglichen Arbeitszeit von bis zu sechs Stunden die Pendelzeiten mehr als zwei Stunden
betragen.

Die Sozialhilfe hat nur wenige und weniger weitreichende explizite Regelungen. So darf die künftige
Ausübung der bisherigen überwiegenden Tätigkeit durch eine andere Tätigkeit nicht wesentlich er-
schwert werden. Darüber hinaus dürfen auch die Kommunen nicht durch Vermittlung in gesetzeswidrige
Beschäftigungen Gesetzesverstöße fördern. Wegen der verfassungsrechtlich garantierten Tarifautonomie
sind möglicherweise auch Vermittlungen in Bereiche unzulässig, die unmittelbar vom Arbeitskampf
betroffen sind. Schließlich gelten bei der Sozialhilfe einige Negativabgrenzungen, so ist etwa eine Be-
schäftigung nicht allein deswegen unzumutbar, weil sie nicht der Ausbildung oder früheren beruflichen
Tätigkeit entspricht, der Beschäftigungsort weiter entfernt ist als bei einer früheren Beschäftigung oder
Ausbildung oder die Arbeitsbedingungen ungünstiger sind als bei bisherigen Tätigkeiten. Allerdings sind
auch diesbezüglich nicht alle Beschäftigungen zumutbar, vielmehr bedarf es einer (gerichtlich nachprüf-
baren) Ermessensentscheidung.

Eine Vereinheitlichung der Zumutbarkeit bei Arbeitsbedingungen und Pendelzeiten erscheint wün-
schenswert und möglich.35 Hierzu müssten die Regelungen bei der Sozialhilfe präzisiert werden. Hin-
sichtlich Arbeitszeit und erzielbarem Entgelt erscheint eine Vereinheitlichung ebenfalls wünschenswert,
sie ist allerdings diffiziler:

•  Arbeitszeit: Eine Beschränkung zumutbarer Beschäftigungen bei der Sozialhilfe auf solche mit
einer Arbeitszeit von mindestens 15 Stunden wöchentlich erscheint nicht angemessen. So kann etwa
aufgrund häuslicher Bindungen, gesundheitlicher Einschränkungen oder den Bedingungen des Ar-
beitsmarktes eine umfangreichere Beschäftigung nicht möglich sein. Umgekehrt erscheint eine
Ausweitung zumutbarer Beschäftigung für arbeitslose Bezieher von Arbeitslosengeld und –hilfe auf
Beschäftigung im Umfang von weniger als 15 Stunden wöchentlich zwar möglich, aber problema-
tisch, weil durch eine solche Beschäftigung die Arbeitslosigkeit nicht beseitigt wird. Überdies wäre
eine solche Ausdehnung der Zumutbarkeit oftmals nur dann bedeutsam, wenn gleichzeitig der ge-
genwärtige Entgeltschutz eingeschränkt würde.

•  Erzielbares Entgelt:

o Anfänglicher Entgeltschutz: Der Entgeltschutz im ersten halben Jahr der Arbeitslosigkeit für ar-
beitslose Arbeitslosengeldempfänger (und Arbeitslosenhilfeempfänger) erscheint grundsätzlich
zweckmäßig, um dem Arbeitslosen zunächst die Chance auf eine möglichst hochwertige Be-
schäftigung einzuräumen. Dies ist im Interesse des einzelnen wie der Gesellschaft. Von prakti-
scher Bedeutung ist der Entgeltschutz während des ersten halben Jahres der Arbeitslosigkeit je-
doch nur beim Arbeitslosengeld, weil die Arbeitslosenhilfe regelmäßig erst nach mindestens ei-
nem halben Jahr Arbeitslosengeldbezug gewährt wird. Dennoch wäre zu erwägen, einen ähnli-
chen anfänglichen Entgeltschutz auch Sozialhilfeempfängern zuzugestehen.

                                                                
35 Für eine grundsätzliche Kritik vgl. Unterabschnitt 3.2.1.
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o Dauerhafter Entgeltschutz: Der dauerhafte Entgeltschutz beim Bezug von Arbeitslosengeld und
-hilfe sieht vor, dass eine Beschäftigung mit einem geringeren Nettoentgelt als die jeweilige
Lohnersatzleistung nicht zumutbar ist. Bei der Sozialhilfe hingegen gibt es keinen expliziten
Entgeltschutz. Eine Harmonisierung der verschiedenen Regelungen könnte erfolgen, indem eine
Beschäftigung stets dann unzumutbar ist, wenn durch ihre Aufnahme finanzielle Einbußen zu
erwarten sind; dabei wären jeweils Sozialleistungen zu berücksichtigen. Eine finanzielle Ver-
schlechterung kann regelmäßig nur bei Aufnahme einer mindestens 15 Stunden wöchentlich um-
fassenden Beschäftigung durch den Wegfall von Arbeitslosengeld oder -hilfe resultieren, der
nicht vollständig durch das Nettoentgelt und ggf. andere Sozialleistungen nach Beschäftigungs-
aufnahme kompensiert wird.

3.2.4 Sanktionen

Die Sanktionen bei Arbeitslosengeld und -hilfe einerseits und Sozialhilfe andererseits unterscheiden sich
deutlich.

Zunächst ist bei Arbeitslosengeld und -hilfe zwischen der zur Anspruchsvoraussetzung gehörenden Ver-
fügbarkeit und der ebenfalls hierzu gehörenden Beschäftigungssuche und einem abweichenden einzel-
nen, ggf. auch wiederholten entgegenstehenden Verhalten zu unterscheiden. Falls nachhaltig keine Be-
schäftigungssuche (Nutzung aller Möglichkeiten zur Beendigung der Beschäftigungslosigkeit und Ver-
fügbarkeit) erfolgt, sind die Anspruchsvoraussetzungen für Arbeitslosengeld bzw. -hilfe nicht erfüllt und
ein Leistungsanspruch ist nicht gegeben. Falls es bei bestehender Beschäftigungslosigkeit (lediglich) an
der Verfügbarkeit mangelt, wird die Zeit auf die Anspruchsdauer angerechnet (gegenwärtig nur beim
Arbeitslosengeld relevant).

Demgegenüber führt ein einzelnes abweichendes Verhalten, insbesondere die Ablehnung einer konkre-
ten zumutbaren Beschäftigung zu einer Sperrzeit von in der Regel zwölf Wochen. Während dieser Zeit
wird kein Arbeitslosengeld und keine Arbeitslosenhilfe gezahlt. Außerdem wird die Anspruchsdauer
(gegenwärtig nur beim Arbeitslosengeld relevant) um die Dauer der Sperrzeit, bei Aufgabe der an-
spruchsbegründenden Beschäftigung mindestens um ein Viertel vermindert. Nach Belehrung über die
Rechtsfolgen führen Sperrzeiten von insgesamt mindestens 24 Wochen nach Entstehen des Leistungsan-
spruchs zum Erlöschen des Leistungsanspruchs. Nicht berücksichtigt wird dabei insbesondere eine
Sperrzeit wegen des Verlustes der anspruchsbegründenden Beschäftigung.

Eine Säumniszeit von zwei Wochen tritt bei Arbeitslosengeld und -hilfe ein, wenn der Arbeitslose nach
Belehrung über die Rechtsfolgen einen Melde- oder Untersuchungstermin ohne wichtigen Grund nicht
wahrnimmt.

Bei der Sozialhilfe hingegen folgt auch die Sanktionierung dem Primat der Hilfe im Einzelfall, sie soll
die Hilfe zur Arbeit unterstützen. Eine ggf. stufenweise Kürzung und auch der anschließende vollständi-
ge Wegfall der Sozialhilfe ist insbesondere möglich, wenn der Hilfeempfänger zumutbare Arbeit ver-
weigert. Die Rechtsprechung hat die Möglichkeit der Sanktionierung auch auf die fehlende Beschäfti-
gungssuche erweitert, beispielsweise die Weigerung einer Meldung beim Arbeitsamt.36 In einer ersten
Stufe ist nach vorheriger Belehrung eine Kürzung um mindestens 25% des maßgebenden Regelsatzes

                                                                
36 Vgl. Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts BVerwG V C 74/61 vom 23. Mai 1962 und BVerwG V C 20/93 vom

17. Mai 1995.
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vorgesehen. Die Hilfe soll für bis zu zwölf Wochen auf das zum Lebensunterhalt Unerlässliche einge-
schränkt werden, nachdem bei einem Anspruch auf Arbeitslosengeld oder -hilfe eine Sperrzeit verhängt
wurde. Bei allen Sanktionen soll soweit wie möglich vermieden werden, dass Angehörige (Partner, Kin-
der) mitbetroffen werden.

Soweit für den Bereich der Arbeitsförderung bzw. Sozialhilfe keine speziellen Regelungen für die Sank-
tionierung vorgesehen sind, sind die allgemeinen Regeln über die Folgen fehlender Mitwirkung anwend-
bar. Danach können bei fehlender Mitwirkung Leistungen nach Belehrung über die Rechtsfolgen bis zur
Nachholung der Mitwirkung entzogen werden. Dies kann beispielsweise relevant sein, wenn ein Ar-
beitslosengeld- oder -hilfeempfänger eine ärztliche Untersuchung verweigert oder ein Sozialhilfeemp-
fänger trotz Aufforderung nicht beim Sozialamt erscheint.

Insgesamt sind weder die Sanktionierungen innerhalb der Systeme (spezielle Regelungen für die Arbeits-
förderung und die Sozialhilfe versus allgemeine Folgen fehlender Mitwirkung) noch zwischen den Sys-
temen aufeinander abgestimmt:37

•  So führt eine nachhaltige Arbeitsverweigerung zwar zum vollständigen Entzug von Arbeitslosengeld
oder -hilfe, jedoch nur für die Dauer dieser nachhaltigen Arbeitsverweigerung; dabei führt fehlende
Arbeitsbereitschaft zur Kürzung der Anspruchsdauer, nicht jedoch eine mangelnde Nutzung aller
Möglichkeiten zur Beendigung der Beschäftigungslosigkeit. Demgegenüber führt eine einmalige
Arbeitsverweigerung zu einer Sperrzeit von regelmäßig zwölf Wochen und zur Kürzung der An-
spruchsdauer.

•  Bereits ein Terminversäumnis kann zum vollständigen Entzug der Sozialhilfe führen, die Ablehnung
zumutbarer Arbeit hingegen führt in der Regel nur zu einer moderaten Kürzung der Leistung.

•  Der vollständige Entzug von Arbeitslosengeld oder -hilfe aufgrund einer Sperrzeit oder einer Säum-
niszeit wird zumindest teilweise durch die Sozialhilfe ausgeglichen.

Eine einfache Lösung für eine konsistente Ausgestaltung der Sanktionierung ist nicht ersichtlich. Insbe-
sondere die Versicherungsleistung Arbeitslosengeld, aber auch die Arbeitslosenhilfe können zeitweise
oder dauerhaft entzogen werden, weil mit der Sozialhilfe noch eine weitere soziale Sicherung zur Verfü-
gung steht. Hingegen erscheint ein vollständiger Entzug der Sozialhilfe - auch angesichts mitbetroffener
Familienangehöriger - problematisch, solange der Hilfeempfänger nicht durch Nachholen der fehlenden
Mitwirkung jederzeit wieder Leistungen erhalten kann.

Für die konsistente Ausgestaltung der Sanktionierung einer vereitelten Beschäftigungsaufnahme oder die
Aufgabe einer Beschäftigung bieten sich zwei Lösungsmöglichkeiten an:

•  Die Sanktionierung von Arbeitslosengeld und -hilfe erfolgt nur, soweit der Leistungsempfänger und
seine Angehörigen durch die Sanktionierung nicht (vermehrt) sozialhilfebedürftig werden. Im Er-
gebnis werden damit teilweise die Sanktionierungsmöglichkeiten der Sozialhilfe auf Arbeitslosen-
geld und -hilfe übertragen. Allerdings ist dieses Verfahren administrativ aufwändig, weil die Ar-
beitsämter jeweils den Sozialhilfeanspruch berechnen (lassen) müssen. Überdies sollten die Rege-
lungen zur Sanktionierung bei der Sozialhilfe klarer gefasst werden, damit möglichst keine sozialhil-
ferechtlichen Ermessensentscheidungen berücksichtigt werden müssen.

                                                                
37 Für eine grundsätzliche Kritik vgl. Unterabschnitt 3.2.1.
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•  Bei erwerbsfähigen Personen, die eine Beschäftigung aufgegeben haben oder bei denen der begrün-
dete Verdacht einer unzureichenden Beschäftigungssuche besteht, werden Arbeitslosengeld, Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe vollständig entzogen. Der begründete Verdacht könnte dabei etwa aus
der Ablehnung einer angebotenen zumutbaren Beschäftigung resultieren. Gleichzeitig mit dem Ent-
zug wird den Betroffenen angeboten, dass sie jederzeit mit Wirkung für die Zukunft die entzogenen
Sozialleistungen wieder erhalten können, sobald sie eine zugewiesene Tätigkeit für einen bestimm-
ten Zeitraum ausführen.

Die zweite Variante ist vermutlich wirksamer, allerdings erfordert sie die möglicherweise kostenträchti-
ge Bereitstellung von Arbeitsgelegenheiten.

Mangelnde Mitwirkung, die nicht unmittelbar eine Beschäftigungsaufnahme verhindert und deren
Zweck daher regelmäßig auch nachträglich noch erreicht werden kann, könnte einheitlich etwa nach dem
Vorbild der Säumniszeit sanktioniert werden. Dabei sollte eine Säumniszeit bei Arbeitslosengeld oder
-hilfe unmittelbar auch für die Sozialhilfe gelten.

3.2.5 Anwartschaftsbegründung durch subventionierte Beschäftigung

Gegenwärtig dienen beitragspflichtige Beschäftigungen unabhängig von einer etwaigen Subventionie-
rung des Beschäftigungsverhältnisses zur Begründung eines Anspruchs auf Arbeitslosengeld. Dies er-
möglicht es Sozialhilfeträgern, die finanzielle Verantwortung für ihr Klientel durch eine einjährige sub-
ventionierte Beschäftigung auf die Bundesanstalt für Arbeit und anschließend den Bund zu übertragen.
Dies erscheint kontraproduktiv.38 Außerdem hat der Beschäftigte keinen materiellen Anreiz, anstelle
einer subventionierten eine unsubventionierte Beschäftigung aufzunehmen.

Beides könnte gelöst werden, wenn subventionierte Beschäftigungen trotz Beitragspflicht nicht zur Be-
gründung eines neuen Anspruchs auf Arbeitslosengeld dienen. Die gezahlten Beiträge müssten dann als
Beteiligung des Beschäftigten an seiner subventionierten Eingliederung in den Arbeitsmarkt aufgefasst
werden; allerdings erfolgt diese Beteiligung stets zugunsten der Bundesanstalt für Arbeit, während die
Subventionierung ggf. von den Kommunen getragen wird. Ggf. könnte dabei auch nach der Art Subven-
tionierung differenziert werden, beispielsweise könnte eine Beschränkung auf öffentliche Beschäftigun-
gen erfolgen. Auch könnte eine zeitliche Begrenzung vorgesehen werden, indem etwa der Wegfall der
Anspruchsbegründung auf das erste Förderjahr beschränkt wird. Insgesamt ist allerdings eine Beitrags-
pflicht, die keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld begründen kann, verfassungsrechtlich möglicherweise
problematisch. Eine Beitragsbefreiung hingegen könnte bei dem Beschäftigten ein Interesse an einer
Subventionierung stärken.

3.2.6 Gemeinsame Antragsformulare und Bescheide für Arbeitslosen- und Sozialhilfe

Gegenwärtig werden die für Arbeitslosen- und Sozialhilfe erforderlichen Angaben getrennt von Arbeits-
und Sozialamt erhoben, obgleich die erforderlichen Daten zu einem großen Teil identisch sind. Sofern
Arbeitslosen- und Sozialhilfe in ihrer Ausgestaltung harmonisiert werden, wird der Anteil identischer
Daten noch umfangreicher sein. Anders als bei der Arbeitslosenhilfe ist Voraussetzung für die Sozialhil-
fe nicht ein Antrag, sondern die Kenntnis des zuständigen Sozialhilfeträgers von der Notlage. Erst ab

                                                                
38 Allerdings wird die Attraktivität eines solchen Vorgehens für die Sozialhilfeträger durch die (engere) Befristung von Ar-

beitslosengeld und -hilfe eingeschränkt (vgl. auch Unterabschnitt 3.1.1).
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dieser Kenntnis besteht ein Leistungsanspruch. Die Bescheide für Arbeitslosen- und Sozialhilfe erstellen
Arbeits- und Sozialamt getrennt.

Sofern nicht eine bewusste Differenzierung zwischen Arbeitslosen- und Sozialhilfe erfolgt, könnten
ergänzend zu den für die Arbeitslosenhilfe erforderlichen Angaben auf einem Antragsformular zugleich
auch die für die Sozialhilfe notwendigen weiteren Angaben erhoben werden. Dabei müsste dann aller-
dings sichergestellt werden, dass entweder unmittelbar das zuständige Sozialamt von dem Antrag
Kenntnis erhält oder der Antrag ausreichend für einen Sozialhilfeanspruch ist.

Auch könnte im Interesse der Vereinfachung ein einheitlicher Bescheid für Arbeitslosen- und Sozialhilfe
angestrebt werden. Dies wirft allerdings möglicherweise juristische Probleme auf, weil zwei verschiede-
ne Behörden einen gemeinsamen Bescheid erlassen müssten.

3.2.7 Gemeinsame Aktenführung

Gegenwärtig führen Arbeits- und Sozialämter ihre Akten getrennt. Die Arbeitsämter verwenden darüber
hinaus mehrere nicht kompatible EDV-Systeme. Die einzelnen Sozialämter wiederum entscheiden je-
weils eigenständig über ihr System der Aktenführung.

Unabhängig von der organisatorischen Zuständigkeit sollte eine möglichst gemeinsame und einheitliche
elektronische Aktenführung gewährleistet werden, die auch die Historik einschließt. Dadurch sollen

•  nicht mehrmals die gleichen Daten erhoben werden müssen, denn dies erzeugt zusätzlichen admi-
nistrativen Aufwand und birgt das Risiko inkonsistenter Daten, und

•  möglichst alle relevanten Daten jeweils auch verfügbar sein.

So kann etwa bei der Prüfung der Sozialhilfe auf die Leistungsdaten der Arbeitsverwaltung zurückge-
griffen werden; auch für Vermittlung sind die Leistungsdaten relevant. Allerdings setzt dies kompatible
bzw. ein einheitliches EDV-System voraus; dessen Implementierung dürfte kostenträchtig und langwie-
rig sein.

Auch eine Verknüpfung mit den Arbeitgebermeldungen über Aufnahme, Beendigung und Entgelt einer
Beschäftigung sollte möglichst erfolgen. Dadurch würde der Einzelnachweis der Arbeitslosen über ihre
Erwerbsbiographie zur Feststellung eines etwaigen Anspruchs auf Arbeitslosengeld weitgehend über-
flüssig.

Für die gemeinsame Datennutzung und -verknüpfung müssten noch die datenschutzrechtlichen Voraus-
setzungen geschaffen werden.

3.2.8 Organisation der Arbeitsmarktintegration von Arbeitslosen und erwerbsfähigen
Sozialhilfeempfängern

Gegenwärtig sind für die Arbeitsmarktintegration von Arbeitslosen die Arbeitsämter und für die Ar-
beitsmarktintegration der Sozialhilfeempfänger die Sozialämter zuständig. Damit sind für arbeitslose
Sozialhilfeempfänger beide Institutionen zuständig. Insgesamt richtet sich die Zuständigkeit nicht nach
der aktuellen Problemlage, sondern u.a. nach der Erwerbsbiographie.
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Eine Neuordnung der Zuständigkeiten sollte sich vorrangig an der aktuellen Problemlage und dem ggf.
besonderen Hilfebedarf orientieren. Gleichzeitig sollte diejenige Institution, die für die Arbeitsmarktin-
tegration zuständig ist, ein eigenständiges Interesse an ihrem Erfolg haben. Kontraproduktive Anreize für
einzelne Beteiligte sollten möglichst vermieden werden. Im folgenden werden verschieden weitgehende
Möglichkeiten erörtert.

Die Zuständigkeit könnte vollständig den Arbeitsämtern übertragen werden. Diese haben jedoch vorran-
gig ein Interesse an der Arbeitsmarktintegration „ihrer“ Leistungsempfänger. Um eine einseitige Bevor-
zugung dieser Leistungsempfänger zu vermeiden, könnten die Sozialhilfeträger der Bundesanstalt für
Arbeit im Einzelfall eine erfolgreiche Arbeitsmarktintegration ihres Klientels vergüten. Dabei könnte die
Vergütung nach der Höhe der vermutlich eingesparten Sozialhilfeleistungen differenziert werden. Aller-
dings müssten bei einer solchen Lösung entweder die Arbeitsämter auch für die Arbeitsmarktintegration
von Personen zuständig werden, die nicht arbeitslos sind bzw. nicht sein können, oder die Sozialämter
wären weiterhin für die Arbeitsmarktintegration dieses Personenkreises zuständig. Darüber hinaus
müsste entweder den Arbeitsämtern auch die Zuständigkeit für persönliche Hilfen übertragen werden,
die einen Zusammenhang mit der Arbeitsmarktintegration haben (beispielsweise Schuldnerberatung)
oder die Sozialämter wären weiterhin teilweise parallel zuständig. Insgesamt würden sich durch eine
derartige Neuordnung die gegenwärtigen Schwierigkeiten im Zusammenhang mit Doppellzuständigkei-
ten nur zu einem sehr kleinen Teil lösen lassen.

Alternativ könnte versucht werden, trotz grundsätzlicher Beibehaltung der gegenwärtigen Zuständigkei-
ten eine graduell bessere Orientierung der Zuständigkeit an der aktuellen Problemlage zu erreichen. Die
Arbeitsämter sollten tendenziell für jene Personen zuständig sein, die außer einer Geldleistung und einer
ggf. durch Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik unterstützten Vermittlung in Beschäftigung kei-
ne weiteren Hilfen benötigen. Die Sozialämter sollten dann für alle Personen mit weiteren Problemen
zuständig sein. Gegenüber dem gegenwärtigen System würden zunächst durch die kürzere Befristung
des Arbeitslosengeldes und der Befristung der Arbeitslosenhilfe die Sozialämter verstärkt für die „Prob-
lemgruppe“ Langzeitarbeitslose zuständig werden. Darüber hinaus könnten durch eine konsequente
Sanktionierung bei Arbeitslosengeld und -hilfe „Problemfälle“ der Sozialhilfe überantwortet werden.
Auch durch diese Neuordnung ließen sich die gegenwärtigen Schwierigkeiten im Zusammenhang mit
Doppelzuständigkeiten nur in geringem Maße beseitigen.

Eine weitere Alternative bestünde darin, einer eigenständigen, neuen Institution die Zuständigkeit für die
Arbeitsmarktintegration von Arbeitslosen und Sozialhilfeempfängern zu übertragen. Dabei umfasst die
Arbeitsmarktintegration ggf. auch Maßnahmen zur Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit, beispielswei-
se eine Schuldner- oder Suchtberatung. Arbeits- und Sozialämter wären weiterhin für die Berechnung
und Auszahlung von Geldleistungen zuständig. Außerdem müssten sie die Kompetenz für die Verhän-
gung von Sanktionen haben. Die hierfür relevanten Informationen müssten sie von der neuen Institution
erhalten. Außerdem müssten sie entweder der neuen Institution eine erfolgsabhängige Vergütung zahlen
oder über die dann von ihnen zu finanzierenden Maßnahmen entscheiden können. Möglicherweise wäre
es auch ausreichend, wenn Arbeits- und Sozialamt der neuen Institution gewisse Regeln vorgeben, in-
nerhalb derer sie für Arbeits- und Sozialamt kostenwirksame Entscheidungen treffen kann. Vorteilhaft
wäre es, wenn entweder durch gesetzliche Regelung oder durch Verständigung auf lokaler Ebene die
einsetzbaren Instrumente nicht von der Art des Leistungsbezugs abhängig gemacht würden.

Da sich „Erwerbsfähigkeit“ nicht absolut, sondern nur graduell abgrenzen lässt, ist eine entsprechende
Einteilung der Sozialhilfeempfänger mit einer gewissen Willkür verbunden. Um diese Willkür und die
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damit vermutlich verbundenen Ineffizienzen zu vermeiden, könnte der neuen Institution die Zuständig-
keit für die Betreuung aller Sozialhilfeempfänger und damit auch für arbeitsmarktunabhängige soziale
Hilfen übertragen werden.

Diese neue Institution wäre auch ein geeigneter Rahmen für Fallmanagement. Dabei sollte Fallmanage-
ment allerdings aus Kostengründen auf problematische Fälle begrenzt werden. Nicht notwendig er-
scheint Fallmanagement allein für die Vermittlung und ggf. den Einsatz arbeitsmarktpolitischer Instru-
mente. Aus Kostengründen bzw. zur Verbesserung der Qualität der Leistungen bietet es sich auch an,
Vermittlung und Fallmanagement zu trennen. Dies ermöglicht eine Spezialisierung der Mitarbeiter. Als
erste Anlaufstelle könnte entweder ein Vermittler dienen, der die Betroffenen bei Bedarf an einen Fall-
manager verweist oder ein Fallmanager, der sich ggf. auch darauf beschränken kann, die Betroffenen an
einen Vermittler zu verweisen.

Die neue Institution sollte die Maßnahmen, über die sie entscheidet, nicht selbst durchführen. Ansonsten
wären kontraproduktive Anreize zu erwarten.

Es bietet sich an, die drei zunächst beteiligten Institutionen (neue Institution, Arbeitsamt, Sozialamt)
sowie weitere Institutionen, die für die Arbeitsmarktintegration relevant sind, in einem Gebäude zusam-
menzufassen. Als weitere Institutionen kommen insbesondere private Arbeitsvermittler, Zeitarbeitsun-
ternehmen, ein Amtsarzt, eine Vergabestelle für Kinderbetreuungsplätze sowie soziale Dienste in Be-
tracht.

Insgesamt würde durch die neue Institution eine einheitliche und durchgehende Betreuung von Arbeits-
losen und (erwerbsfähigen) Sozialhilfeempfängern gewährleistet. Außerdem würden die kontraprodukti-
ven Anreize für die Verschiebung finanzieller Lasten zwischen den beteiligten Institutionen vermieden.
Schließlich würde auch gewährleistet, dass Stellenangebote und -gesuche zentral zusammengefasst wer-
den. Dies ist für die Vermittlung vorteilhaft.

Alternativ oder ergänzend zu staatlichen Institutionen könnten auch private Vermittler einbezogen wer-
den. Beispielsweise könnten private Vermittler mit der vorstehend skizzierten neuen staatlichen Instituti-
on um Aufträge von Arbeits- und Sozialamt konkurrieren. Vorteilhaft wäre der dadurch entstehende
Wettbewerb um die besten Integrationsstrategien. Nachteilig könnte sein, dass sich die privaten Ver-
mittler auf die lukrativen Fälle konzentrieren werden. Von Nachteil könnte auch sein, dass durch die
Marktsegmentierung die Markttransparenz sinkt.

3.2.9 Computergestütztes Matching

Eine Zuordnung von Stellengesuchen zu passenden Stellenangeboten und umgekehrt ist gegenwärtig
sowohl für Bewerber und Unternehmen als auch für den Vermittler zeitaufwändig. Es würde sich daher
anbieten, ein weitgehend automatisches Matching zu installieren. Nach der Eingabe oder Änderung eines
Stellenangebots oder Stellengesuchs könnte die gesamte andere Marktseite nach passenden Stellen bzw.
Bewerbern automatisch durchsucht werden. In einer ersten (Versuchs-) Phase könnte das Ergebnis nur
dem Vermittler mitgeteilt werden, damit er noch eine manuelle Prüfung vornehmen kann. Nach erfolg-
reicher Implementation könnte auch den Bewerbern und ggf. auch den Unternehmen das Ergebnis un-
mittelbar zugänglich gemacht werden. Dabei müsste es möglich sein, Angaben zur Person bzw. zum
Unternehmen für die Weitergabe zu sperren. Diese Angaben wären dann beim Vermittler zu erfragen.
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Auch sollte es möglich sein, bestimmte Unternehmen bzw. Bewerber explizit vom Erhalt des eigenen
Angebots bzw. Gesuchs auszuschließen.

Für ein solches elektronisches Matching sollte

•  eine möglichst bundesweite Datenbank mit allen Bewerbern und Stellenangeboten existieren,

•  eine regelmäßige Pflege des Datenbestandes sichergestellt sein,

•  eine einfache Codierung standardisierbarer Merkmale gewährleistet sein (beispielsweise Sprach-
kenntnisse, Führerschein) und

•  eine flexible Freitexteingabe möglich sein, die auch zum Matching verwendet wird.

Dabei sollten insbesondere für Unternehmen möglichst Anreize bestehen, die Besetzung eines zuvor
mitgeteilten Stellenangebots mitzuteilen.

Die Implementierung eines solchen Matchings dürfte zwar zeit- und kostenintensiv sein, anschließend
jedoch zu erheblichen freien Ressourcen für die Beratung von Bewerbern und Unternehmen führen.

Für diese Datennutzung und -weitergabe an Unternehmen und Bewerber müssten noch die datenschutz-
rechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden.

3.2.10 Experiment als Konzept

Über die arbeitsmarktpolitische Wirksamkeit der vorliegend skizzierten Reformoptionen können kaum
verlässliche Prognosen abgegeben werden. Auch für andere arbeitsmarktpolitische Instrumente gibt es
kaum valide Prognosen über die Wirksamkeit. Um arbeitsmarktpolitische Fehlschritte möglichst zu ver-
meiden, liegt es nahe, die Wirkung von Instrumenten vor ihrem flächendeckenden Einsatz zunächst regi-
onal zu überprüfen. Um schnelle Erkenntnisfortschritte zu ermöglichen, sollten verschiedene, ggf. auch
widersprüchliche Instrumente gleichzeitig in verschiedenen Regionen erprobt werden. Gegenwärtig ent-
falten zwar sowohl die Arbeitsämter im Rahmen der Freien Förderung als auch die Sozialämter vielfälti-
ge regionale Initiativen, jedoch werden sie oftmals nicht eingehend evaluiert und/oder die Resultate sind
nur schwer zugänglich.

Im Interesse eines möglichst raschen Erkenntnisprozesses erscheint es daher zweckmäßig, das Experi-
ment zum Konzept zu machen. Dabei könnte folgende Ausgestaltung vorgesehen werden:

•  Eine flächendeckende Einführung eines Instruments setzt grundsätzlich eine erfolgreiche regionale
Erprobung voraus.

•  Den regionalen Akteuren wird - wie auch gegenwärtig - ein großer Spielraum bei der Auswahl der
zu erprobenden Instrumente eingeräumt. Dabei wird auf freiwilliger Basis versucht, in unterschied-
lich strukturierten Regionen die gleichen Instrumente zu erproben.

•  Eine Evaluierung der regionalen Erprobungen ist obligatorisch. Um die Attraktivität von Experi-
menten für die regionalen Akteure nicht unnötig zu beeinträchtigen, wird die Evaluierung zentral fi-
nanziert. Darüber hinaus bietet es sich an, die Evaluierung auch zentral zu steuern, damit die Ergeb-
nisse möglichst vergleichbar sind.

•  Um einen Vergleich zu ermöglichen, wird jeweils neben einer Zielgruppe in der gleichen Region
eine geeignete Kontrollgruppe gebildet, bei der das neue Instrument nicht zum Einsatz kommt.
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3.2.11 Zusammenfassung

Die Befristung des Arbeitslosengeldes auf höchstens ein Jahr und die Befristung der Arbeitslosenhilfe
dürfte zur Aktivierung der Leistungsempfänger bereits zu Beginn der Arbeitslosigkeit beitragen. Dies
erscheint insofern bedeutsam, weil zu Beginn der Arbeitslosigkeit die Eingliederungschancen in der
Regel am besten sind. Einen Beitrag zu einer frühzeitigen Arbeitsmarktintegration dürfte auch die engere
Koppelung der Lohnersatzleistungen an arbeitsmarktliche Aktivitäten leisten (vgl. hierzu Unterab-
schnitt 3.1.1).

Die Verpflichtung zur Beschäftigungssuche für Leistungsbezieher und ihre Überprüfung und ggf. Sank-
tionierung soll den Vorrang der Selbsthilfe durchsetzen. Allerdings dürfte die Sanktionierung unabhän-
gig von ihrer Ausgestaltung im Detail generell nur beschränkt wirksam sein, da einzelne Leistungsemp-
fänger ihnen immer entgehen werden. Soweit angedrohte Sanktionen zu einer lediglich vorgetäuschten
Beschäftigungssuche führen, werden

•  die Vermittler mit vermittlungsfremden Tätigkeiten belastet und

•  Arbeitgeber unnötig mit unmotivierten Bewerbern konfrontiert; dadurch wird die Attraktivität ande-
rer Möglichkeiten der Personalrekrutierung erhöht.

Bei einem enger befristeten Arbeitslosengeld und einer befristeten Arbeitslosenhilfe könnte erwogen
werden, anstelle der Arbeitsbereitschaft und entsprechender Bemühungen eine etwa dreimonatige obli-
gatorische Maßnahmeteilnahme zu Beginn des Bezugs von Arbeitslosenhilfe vorzusehen. Die Ankündi-
gung einer obligatorischen Maßnahme dürfte nicht nur während der Teilnahme, sondern auch bereits
während des Bezugs von Arbeitslosengeld die Motivation zur Arbeitsaufnahme erhöhen. Da der Vorrang
der Selbsthilfe bei der Sozialhilfe kaum entfallen kann, könnte im Interesse der Harmonisierung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe der Wegfall des Vorrangs auf das Arbeitslosengeld beschränkt werden.
Allerdings könnte eine Sanktionierung der Aufgabe einer Beschäftigung kaum aufrecht erhalten werden.
Als problematisch könnte sich auch der Umfang des betroffenen Personenkreises und die vermutlich
damit verbundenen hohen Maßnahmekosten erweisen.

Soweit die Verpflichtung zur Beschäftigungssuche und damit auch die Regelungen zur Zumutbarkeit
und Sanktionierung aufrechterhalten werden, können und sollten sie weitgehend zwischen Arbeitslosen-
geld und -hilfe einerseits und Sozialhilfe andererseits harmonisiert werden.

Hinsichtlich der Anforderungen an die Beschäftigungssuche sollten die Erfahrungen mit der zum Jahres-
beginn 2002 eingeführten obligatorischen Eingliederungsvereinbarung für Arbeitslose abgewartet wer-
den.

Bei der Zumutbarkeit sollte der anfängliche „Entgeltschutz“ während des ersten halben Jahres der Ar-
beitslosigkeit beibehalten werden, anschließend könnten alle Beschäftigungen als zumutbar gelten, die
nicht zu einer Verminderung des Nettoeinkommens führen. Dabei sollten beim Nettoeinkommen anders
als gegenwärtig jeweils auch Sozialleistungen berücksichtigt werden. Entsprechend werden regelmäßig
nur Beschäftigungen mit einer Arbeitszeit von mindestens 15 Stunden wöchentlich unzumutbar sein,
wenn durch die Beschäftigungsaufnahme entfallende Lohnersatzleistungen nicht vollständig kompen-
siert werden.

Bei der Sanktionierung sollte vermieden werden, dass aus dem Wegfall von Arbeitslosengeld oder -hilfe
ein (erhöhter) Sozialhilfeanspruch resultiert. Gleichzeitig sollte jedoch auch gewährleistet werden, dass
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die Sozialhilfe das Existenzminimum garantiert. Um beiden Anforderungen gerecht zu werden, bieten
sich zwei Lösungsmöglichkeiten an:

•  Die Sanktionierung von Arbeitslosengeld und -hilfe erfolgt nur, soweit der Leistungsempfänger und
seine Angehörigen durch die Sanktionierung nicht (vermehrt) sozialhilfebedürftig werden. Im Er-
gebnis werden damit teilweise die Sanktionierungsmöglichkeiten der Sozialhilfe auf Arbeitslosen-
geld und -hilfe übertragen. Dieses Verfahren ist administrativ aufwändig.

•  Bei erwerbsfähigen Personen, die eine Beschäftigung aufgegeben haben oder bei denen der begrün-
dete Verdacht einer unzureichenden Beschäftigungssuche besteht, werden Arbeitslosengeld, Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe vollständig entzogen. Gleichzeitig mit dem Entzug wird den Betrof-
fenen angeboten, dass sie jederzeit mit Wirkung für die Zukunft die entzogenen Sozialleistungen
wieder erhalten können, sobald sie eine zugewiesene Tätigkeit für einen bestimmten Zeitraum aus-
führen.

Die zweite Variante ist vermutlich wirksamer, allerdings erfordert sie die möglicherweise kostenträchti-
ge Bereitstellung von Arbeitsgelegenheiten.

Sozialhilfeträger können gegenwärtig die finanzielle Verantwortung für ihr Klientel zunächst auf die
Bundesanstalt für Arbeit und anschließend den Bund übertragen, indem sie eine Beschäftigung für min-
destens ein Jahr subventionieren und so dem Hilfeempfänger zu einem (neuen) Anspruch auf Arbeits-
losengeld und anschließend Arbeitslosenhilfe verhelfen. Dies könnte vermieden werden, wenn subventi-
onierte Beschäftigungen trotz Beitragspflicht nicht zur Begründung eines neuen Anspruchs auf Arbeits-
losengeld dienen. Dabei könnte ggf. nach der Art der Subventionierung differenziert und/oder eine zeitli-
che Begrenzung vorgesehen werden. Insgesamt ist allerdings eine Beitragspflicht, die keinen Anspruch
auf Arbeitslosengeld begründen kann, verfassungsrechtlich möglicherweise problematisch.

Sofern nicht eine bewusste Differenzierung zwischen Arbeitslosen- und Sozialhilfe erfolgt, könnten
ergänzend zu den für die Arbeitslosenhilfe erforderlichen Angaben auf einem Antragsformular zugleich
auch die für die Sozialhilfe notwendigen weiteren Angaben erhoben werden. Anschließend könnte ein
einheitlicher Arbeitslosen- und Sozialhilfebescheid erstellt werden. Die Aktenführung für Arbeitslosen-
geld, Arbeitslosenhilfe, Sozialhilfe und aktivierende Maßnahmen sollte möglichst einem einheitlichen
System folgen, auf das alle beteiligten Institutionen Zugriff haben. Außerdem sollte möglichst eine Ver-
knüpfung mit den Arbeitgebermeldungen über Aufnahme, Beendigung und Entgelt einer Beschäftigung
erfolgen.

Eine Neuordnung der Zuständigkeiten für die Arbeitsmarktintegration sollte sich anders als gegenwärtig
möglichst nicht an der Erwerbsbiographie, sondern an der aktuellen Problemlage orientieren. Abgesehen
von der Möglichkeit gradueller Verbesserungen bietet sich hierfür eine eigenständige, neue Institution
an. Diese könnte in eigener Verantwortung handeln und eine erfolgsabhängige Vergütung von Arbeits-
und Sozialämtern erhalten oder auf Basis von Vorgaben dieser beiden Behörden. Vorteilhaft wäre es,
wenn entweder durch gesetzliche Regelung oder durch Verständigung auf lokaler Ebene die einsetzbaren
Instrumente nicht von der Art des Leistungsbezugs abhängig gemacht würden.

Alternativ oder ergänzend zu dieser eigenständigen, neuen Institution könnten private Vermittler einbe-
zogen werden. Vorteilhaft wäre der Wettbewerb um die besten Integrationsstrategien. Nachteilig könnte
sein, dass sich die privaten Vermittler auf die lukrativen Fälle konzentrieren werden. Von Nachteil
könnte auch sein, dass durch die Marktsegmentierung die Markttransparenz sinkt.
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Das Matching von Stellenangeboten und -gesuchen sollte möglichst weitgehend automatisch erfolgen.
Bei Eingabe oder Änderung eines Stellenangebots wird sofort nach passenden Bewerbern gesucht und
Vermittler und nach einer Erprobungsphase auch Unternehmen und Bewerber werden unmittelbar in-
formiert. Dies setzt allerdings insbesondere eine geeignete Datenstruktur und eine gute Pflege des Da-
tenbestandes voraus. Überdies dürfte die Implementierung zeit- und kostenintensiv sein.

Über die arbeitsmarktpolitische Wirksamkeit der vorliegend skizzierten Reformoptionen können kaum
verlässliche Prognosen abgegeben werden. Auch für andere arbeitsmarktpolitische Instrumente liegen
kaum valide Prognosen über die Wirksamkeit vor. Daher liegt es nahe, das Experiment zum Konzept zu
machen. Die befristete Erprobung ggf. auch widersprüchlicher Instrumente auf regionaler Ebene ermög-
licht bei einer entsprechenden Ausgestaltung (Kontrollgruppen) und Evaluierung eine Folgenabschät-
zung vor einer flächendeckenden Einführung.

3.3 Konsequenzen für ältere Arbeitnehmer und Arbeitslose
Ältere Arbeitnehmer und Arbeitslose könnten durch die Kombination mehrerer Reformoptionen beson-
ders betroffen sein:

•  Befristung des Arbeitslosengeldes auf höchstens ein Jahr (vgl. Unterabschnitt 3.1.1);

•  Befristung der Arbeitslosenhilfe auf ein Jahr (vgl. Unterabschnitt 3.1.1);

•  Wegfall der Rentenbeitragszahlungen für Arbeitslosenhilfebezieher (vgl. Unterabschnitt 3.1.3);

•  Wegfall der Freistellung selbstbewohnten Wohneigentums bei der Anrechnung von Vermögen auf
Arbeitslosen- und Sozialhilfe (vgl. Unterabschnitt 3.1.6);

•  Kürzung des Vermögensfreibetrages bei der Arbeitslosenhilfe (vgl. Unterabschnitt 3.1.6);

•  obligatorische Teilnahme an einer Maßnahme zu Beginn des Bezugs von Arbeitslosenhilfe (vgl.
Unterabschnitt 3.2.1);

•  Wegfall der Ausnahme von der Beschäftigungssuche für Bezieher von Arbeitslosengeld und -hilfe
ab 58 Jahren (vgl. Unterabschnitt 3.2.2).

Insgesamt dürfte es dadurch für ältere Arbeitnehmer und ihre Arbeitgeber deutlich weniger attraktiv
werden, Sozialleistungen für einen vorgezogenen Ruhestand einzuplanen. Andererseits könnte es als
unausgewogen angesehen werden, die soziale Absicherung von älteren Arbeitslosen deutlich zu be-
schränken, ohne gleichzeitig den Arbeitsmarkt für diesen Personenkreis stärker zu öffnen. Daher sollte
erwogen werden, Einstellungshemmnisse speziell zu Lasten älterer Arbeitsloser zu beseitigen. Auch
könnte erwogen werden, älteren Arbeitnehmern nach langjähriger Beitragszahlung Ansprüche auf be-
schäftigungssichernde Maßnahmen einzuräumen. Außerdem könnte zur Vermeidung von Härten über-
gangsweise oder dauerhaft älteren Arbeitslosen eine längere Bezugsdauer für die Arbeitslosenhilfe ein-
geräumt werden. Auch könnte bei diesem Personenkreis die Anrechnungsfreiheit für selbstbewohntes
Wohneigentum beibehalten werden.
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3.4 Fiskalischer Ausgleich
Eine Befristung des Arbeitslosengeldes auf höchstens ein Jahr und eine Befristung der Arbeitslosenhilfe
hätten für die Beitragszahler, den Bund und die Kommunen unterschiedliche finanzielle Konsequenzen:

•  Die Bundesanstalt für Arbeit für Arbeit und damit der Beitragszahler würde durch den partiellen
Wegfall des Arbeitslosengeldes entlastet. Darüber hinaus ergäben sich Entlastungen bei der Ar-
beitsmarktintegration von bisherigen Arbeitslosengeld- und -hilfeempfängern.

•  Der Bund würde durch die Befristung der Arbeitslosenhilfe Einsparungen erzielen.

•  Die Kommunen würden durch zusätzliche Sozialhilfeempfänger (bisherige Arbeitslosengeld- und
-hilfeempfänger) belastet.

Die fiskalischen Konsequenzen konnten im Rahmen dieser Expertise nicht abgeschätzt werden. Insge-
samt würde es jedoch zu einer Entlastung kommen. Diese Entlastung stünde insbesondere für tendenziell
beschäftigungswirksame Beitragssenkungen oder für eine verbesserte Arbeitsmarktintegration zur Ver-
fügung.

Für die fiskalischen Verschiebungen zum Nachteil der Kommunen müsste sicherlich ein Ausgleich vor-
gesehen werden. Es bietet sich an, diesen Ausgleich im Zusammenhang mit der ohnehin anstehenden
Gemeindefinanzreform unter Einbeziehung der ebenfalls vorgesehenen Gewerbesteuerreform zu regeln.
Eine entsprechende Kommission zur Reform der Gemeindefinanzreform hat unter Federführung der
Bundesregierung am 23. Mai 2002 die Arbeit aufgenommen und eine Arbeitsgruppe „Kommunalsteu-
ern“ und eine Arbeitsgruppe „Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe“ eingesetzt.

4 Resümee
Gegenwärtig existieren drei verschiedene Unterstützungsleistungen für Erwerbsfähige, die zumindest
überwiegend den Lebensunterhalt sicherstellen sollen: Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Sozialhil-
fe. Dabei sind Arbeitslosengeld und -hilfe einerseits und Sozialhilfe andererseits nicht aufeinander abge-
stimmt, insbesondere gilt dies für Arbeitslosen- und Sozialhilfe. Im Zusammenhang mit einer Befristung
des Arbeitslosengeldes auf höchstens ein Jahr mit der Möglichkeit eines anschließenden eng befristeten
Bezugs von Arbeitslosenhilfe stellt sich daher auch die Frage nach einer verbesserten Abstimmung der
verschiedenen Leistungssysteme. Die Ausgestaltung insgesamt sollte eine Aktivierung der Leistungs-
empfänger unterstützen. Allerdings erscheint es insgesamt kaum möglich, die gegenwärtigen Unzuläng-
lichkeiten des Gesamtsystems ohne Abschaffung der Arbeitslosenhilfe zu lösen.

Die Befristung des Arbeitslosengeldes auf höchstens ein Jahr und die Befristung der Arbeitslosenhilfe
dürfte zur Aktivierung der Leistungsempfänger bereits zu Beginn der Arbeitslosigkeit beitragen. Dies
erscheint insofern bedeutsam, weil zu Beginn der Arbeitslosigkeit die Eingliederungschancen in der
Regel am besten sind. Insgesamt beschränkt bereits die (engere) Befristung von Arbeitslosengeld und
-hilfe die Möglichkeiten der Sozialhilfeträger durch subventionierte einjährige Beschäftigungen finan-
zielle Verantwortung zur Bundesanstalt für Arbeit und zum Bund zu verschieben.

Bei Befristung des Arbeitslosengeldes auf maximal ein Jahr und Befristung der Arbeitslosenhilfe könn-
ten diese Leistungen enger an arbeitsmarktliche Aktivitäten gekoppelt werden. So könnte als zusätzliche
Anspruchsvoraussetzung eine unmittelbar vorausgehende Erwerbstätigkeit vorgesehen werden. Als Al-
ternative böte sich an, die Zeit seit der letzten Erwerbstätigkeit auf die Anspruchsdauer nicht anzurech-
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nen. Außerdem könnte vorgesehen werden, dass ein entstandener Anspruch auf eine Lohnersatzleistung
erlischt, wenn jemand weder dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht noch erwerbstätig ist.

Aus verfassungsrechtlichen Gründen dürfte eine Übergangsregelung bei der Befristung des Arbeits-
losengeldes auf höchstens ein Jahr notwendig sein. Bei der Befristung der Arbeitslosenhilfe dürfte eine
Übergangsregelung zwar nicht notwendig sein, gleichwohl sollte sie aus sozialpolitischen Gründen er-
wogen werden.

Entscheidendes Hindernis für eine weitgehende Harmonisierung der Ausgestaltung von Arbeitslosen-
und Sozialhilfe sind die notwendigerweise unterschiedlichen Systeme der Bedarfsbemessung. Während
die im Anschluss an den Bezug von Arbeitslosengeld gezahlte Arbeitslosenhilfe von einem früheren
Erwerbseinkommen abhängt, soll mit der Sozialhilfe das Existenzminimum der Familie sichergestellt
werden. Falls die Arbeitslosenhilfe für ihren Empfängerkreis und deren Angehörige auch die Funktion
der Sozialhilfe übernehmen soll, so könnte kaum sichergestellt werden, dass sie das Arbeitslosengeld
nicht übersteigt. Als Ausweg böte sich an, das Arbeitslosengeld um eine analoge existenzsichernde und
bedürftigkeitsgeprüfte Leistung zu ergänzen, allerdings würde dadurch die Komplexität des Gesamtsys-
tems erhöht. Umgekehrt dürfte eine Bedarfsbemessung bei der Sozialhilfe analog der Arbeitslosenhilfe
nicht in Betracht kommen, weil dann die Existenzsicherung nicht mehr gewährleistet wäre.

Die Sozialversicherung der Leistungsempfänger könnte harmonisiert werden, indem nicht nur für Bezie-
her von Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe, sondern auch für Bezieher von Sozialhilfe eine Pflicht-
versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung und in der sozialen Pflegeversicherung vorgese-
hen würde, wobei die Beiträge vom jeweiligen Leistungsträger (Bundesanstalt für Arbeit, Bund oder
Sozialhilfeträger) zu übernehmen wären. Die regelmäßig bestehende Rentenversicherungspflicht für
Arbeitslosenhilfeempfänger könnte entweder als bewusste Differenzierung zwischen Arbeitslosen- und
Sozialhilfe beibehalten werden oder zur Harmonisierung mit der Sozialhilfe entfallen.

Hinsichtlich der Anrechnung von eigenem Einkommen und Vermögen erscheint eine weitgehende Har-
monisierung zwischen Arbeitslosen- und Sozialhilfe möglich. Die Freistellung selbstbewohnten Wohn-
eigentums von der Vermögensanrechnung sowohl bei der Arbeitslosen- als auch bei der Sozialhilfe er-
scheint unnötig großzügig. Falls die Freistellung nicht vollständig entfallen soll, könnte zumindest
selbstbewohntes Wohneigentum angerechnet werden, das erst kurz vor der Arbeitslosigkeit bzw. dem
Leistungsbezug angeschafft wurde. Zur Harmonisierung der beiden Leistungssysteme könnten für die
Arbeitslosenhilfe die deutlich geringeren Vermögensfreibeträge der Sozialhilfe übernommen werden.
Alternativ könnte zur bewussten Differenzierung der beiden Leistungssysteme bei einer befristeten Ar-
beitslosenhilfe auf eine Vermögensanrechnung gänzlich verzichtet werden.

Die Familiensubsidiarität, die Berücksichtigung von Einkommen und Vermögen von Angehörigen, kann
teilweise harmonisiert werden. Der Vorrang von Unterhaltsansprüchen gegenüber Eltern und Kindern
kann bei volljährigen Sozialhilfeempfängern kaum durchgesetzt werden, wenn diese und/oder ihre Ver-
wandten ihre Rechte kennen. Eine effektive Ausgestaltung dieses Vorrangs erscheint kaum möglich.
Falls dies dennoch möglich sein sollte, könnte der Vorrang auch für die Arbeitslosenhilfe übernommen
werden. Andernfalls sollte der Verwandtenunterhalt für Volljährige eingeschränkt werden oder der Vor-
rang gegenüber der Sozialhilfe entfallen.

Im Zusammenhang mit der engeren Befristung des Arbeitslosengeldes könnte die Einführung einer frei-
willigen Zusatzversicherung für eine verlängerte Bezugsdauer erwogen werden. Dadurch würden aller-
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dings langfristige Leistungsansprüche aufrecht erhalten, die durch die vorliegend erörterte Reform gera-
de vermieden werden sollen.

Die Verpflichtung zur Beschäftigungssuche für Leistungsbezieher und ihre Überprüfung und ggf. Sank-
tionierung soll den Vorrang der Selbsthilfe durchsetzen. Allerdings dürfte die Sanktionierung unabhän-
gig von ihrer Ausgestaltung im Detail generell nur beschränkt wirksam sein, da einzelne Leistungsemp-
fänger ihnen immer entgehen werden. Soweit angedrohte Sanktionen zu einer lediglich vorgetäuschten
Beschäftigungssuche führen, werden

•  die Vermittler mit vermittlungsfremden Tätigkeiten belastet und

•  Arbeitgeber unnötig mit unmotivierten Bewerbern konfrontiert; dadurch wird die Attraktivität ande-
rer Möglichkeiten der Personalrekrutierung erhöht.

Bei einem enger befristeten Arbeitslosengeld und einer befristen Arbeitslosenhilfe könnte erwogen wer-
den, anstelle der Arbeitsbereitschaft und entsprechender Bemühungen eine etwa dreimonatige obligatori-
sche Maßnahmeteilnahme zu Beginn des Bezugs von Arbeitslosenhilfe vorzusehen. Die Ankündigung
einer obligatorischen Maßnahme dürfte nicht nur während der Teilnahme, sondern auch bereits während
des Bezugs von Arbeitslosengeld die Motivation zur Arbeitsaufnahme erhöhen. Da der Vorrang der
Selbsthilfe bei der Sozialhilfe kaum entfallen kann, könnte im Interesse der Harmonisierung von Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe der Wegfall des Vorrangs auf das Arbeitslosengeld beschränkt werden. Al-
lerdings könnte eine Sanktionierung der Aufgabe einer Beschäftigung kaum aufrecht erhalten werden.
Als problematisch könnte sich auch der Umfang des betroffenen Personenkreises und die vermutlich
damit verbundenen hohen Maßnahmekosten erweisen.

Soweit die Verpflichtung zur Beschäftigungssuche und damit auch die Regelungen zur Zumutbarkeit
und Sanktionierung aufrechterhalten werden, können und sollten sie weitgehend zwischen Arbeitslosen-
geld und -hilfe einerseits und Sozialhilfe andererseits harmonisiert werden.

Hinsichtlich der Anforderungen an die Beschäftigungssuche sollten die Erfahrungen mit der zum Jahres-
beginn 2002 eingeführten obligatorischen Eingliederungsvereinbarung für Arbeitslose abgewartet wer-
den.

Bei der Zumutbarkeit sollte der anfängliche „Entgeltschutz“ während des ersten halben Jahres der Ar-
beitslosigkeit beibehalten werden, anschließend könnten alle Beschäftigungen als zumutbar gelten, die
nicht zu einer Verminderung des Nettoeinkommens führen. Dabei sollten beim Nettoeinkommen anders
als gegenwärtig jeweils auch Sozialleistungen berücksichtigt werden. Entsprechend werden regelmäßig
nur Beschäftigungen mit einer Arbeitszeit von mindestens 15 Stunden wöchentlich unzumutbar sein,
wenn durch die Beschäftigungsaufnahme entfallende Lohnersatzleistungen nicht vollständig kompen-
siert werden.

Bei der Sanktionierung sollte vermieden werden, dass aus dem Wegfall von Arbeitslosengeld oder -hilfe
ein (erhöhter) Sozialhilfeanspruch resultiert. Gleichzeitig sollte jedoch auch gewährleistet werden, dass
die Sozialhilfe das Existenzminimum garantiert. Um beiden Anforderungen gerecht zu werden, bieten
sich zwei Lösungsmöglichkeiten an:

•  Die Sanktionierung von Arbeitslosengeld und -hilfe erfolgt nur, soweit der Leistungsempfänger und
seine Angehörigen durch die Sanktionierung nicht (vermehrt) sozialhilfebedürftig werden. Im Er-
gebnis werden damit teilweise die Sanktionierungsmöglichkeiten der Sozialhilfe auf Arbeitslosen-
geld und -hilfe übertragen. Dieses Verfahren ist administrativ aufwändig.
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•  Bei erwerbsfähigen Personen, die eine Beschäftigung aufgegeben haben oder bei denen der begrün-
dete Verdacht einer unzureichenden Beschäftigungssuche besteht, werden Arbeitslosengeld, Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe vollständig entzogen. Gleichzeitig mit dem Entzug wird den Betrof-
fenen angeboten, dass sie jederzeit mit Wirkung für die Zukunft die entzogenen Sozialleistungen
wieder erhalten können, sobald sie eine zugewiesene Tätigkeit für einen bestimmten Zeitraum aus-
führen.

Die zweite Variante ist vermutlich wirksamer, allerdings erfordert sie die möglicherweise kostenträchti-
ge Bereitstellung von Arbeitsgelegenheiten.

Sozialhilfeträger können gegenwärtig die finanzielle Verantwortung für ihr Klientel zunächst auf die
Bundesanstalt für Arbeit und anschließend den Bund übertragen, indem sie eine Beschäftigung für min-
destens ein Jahr subventionieren und so dem Hilfeempfänger zu einem (neuen) Anspruch auf Arbeits-
losengeld und anschließend Arbeitslosenhilfe verhelfen. Dies könnte vermieden werden, wenn subventi-
onierte Beschäftigungen trotz Beitragspflicht nicht zur Begründung eines neuen Anspruchs auf Arbeits-
losengeld dienen. Dabei könnte ggf. nach der Art der Subventionierung differenziert und/oder eine zeitli-
che Begrenzung vorgesehen werden. Insgesamt ist allerdings eine Beitragspflicht, die keinen Anspruch
auf Arbeitslosengeld begründen kann, verfassungsrechtlich möglicherweise problematisch.

Sofern nicht eine bewusste Differenzierung zwischen Arbeitslosen- und Sozialhilfe erfolgt, könnten
ergänzend zu den für die Arbeitslosenhilfe erforderlichen Angaben auf einem Antragsformular zugleich
auch die für die Sozialhilfe notwendigen weiteren Angaben erhoben werden. Anschließend könnte ein
einheitlicher Arbeitslosen- und Sozialhilfebescheid erstellt werden. Die Aktenführung für Arbeitslosen-
geld, Arbeitslosenhilfe, Sozialhilfe und aktivierende Maßnahmen sollte möglichst einem einheitlichen
System folgen, auf das alle beteiligten Institutionen Zugriff haben. Außerdem sollte möglichst eine Ver-
knüpfung mit den Arbeitgebermeldungen über Aufnahme, Beendigung und Entgelt einer Beschäftigung
erfolgen.

Eine Neuordnung der Zuständigkeiten für die Arbeitsmarktintegration sollte sich anders als gegenwärtig
möglichst nicht an der Erwerbsbiographie, sondern an der aktuellen Problemlage orientieren. Abgesehen
von der Möglichkeit gradueller Verbesserungen bietet sich hierfür eine eigenständige, neue Institution
an. Diese könnte in eigener Verantwortung handeln und eine erfolgsabhängige Vergütung von Arbeits-
und Sozialämtern erhalten oder auf Basis von Vorgaben dieser beiden Behörden. Vorteilhaft wäre es,
wenn entweder durch gesetzliche Regelung oder durch Verständigung auf lokaler Ebene die einsetzbaren
Instrumente nicht von der Art des Leistungsbezugs abhängig gemacht würden.

Alternativ oder ergänzend zu dieser eigenständigen, neuen Institution könnten private Vermittler einbe-
zogen werden. Vorteilhaft wäre der Wettbewerb um die besten Integrationsstrategien. Nachteilig könnte
sein, dass sich die privaten Vermittler auf die lukrativen Fälle konzentrieren werden. Von Nachteil
könnte auch sein, dass durch die Marktsegmentierung die Markttransparenz sinkt.

Das Matching von Stellenangeboten und -gesuchen sollte möglichst weitgehend automatisch erfolgen.
Bei Eingabe oder Änderung eines Stellenangebots wird sofort nach passenden Bewerbern gesucht und
Vermittler und nach einer Erprobungsphase auch Unternehmen und Bewerber werden unmittelbar in-
formiert. Dies setzt allerdings insbesondere eine geeignete Datenstruktur und eine gute Pflege des Da-
tenbestandes voraus. Überdies dürfte die Implementierung zeit- und kostenintensiv sein.
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Über die arbeitsmarktpolitische Wirksamkeit der vorliegend skizzierten Reformoptionen können kaum
verlässliche Prognosen abgegeben werden. Auch für andere arbeitsmarktpolitische Instrumente liegen
kaum valide Prognosen über die Wirksamkeit vor. Daher liegt es nahe, das Experiment zum Konzept zu
machen. Die befristete Erprobung ggf. auch widersprüchlicher Instrumente auf regionaler Ebene ermög-
licht bei einer entsprechenden Ausgestaltung (Kontrollgruppen) und Evaluierung eine Folgenabschät-
zung vor einer flächendeckenden Einführung.

Ältere Arbeitnehmer und Arbeitslose könnten durch die Kombination mehrerer Reformoptionen beson-
ders betroffen sein. Insgesamt dürfte es dadurch für ältere Arbeitnehmer und ihre Arbeitgeber deutlich
weniger attraktiv werden, Sozialleistungen für einen vorgezogenen Ruhestand einzuplanen. Andererseits
könnte es als unausgewogen angesehen werden, die soziale Absicherung von älteren Arbeitslosen deut-
lich zu beschränken, ohne gleichzeitig den Arbeitsmarkt für diesen Personenkreis stärker zu öffnen. Da-
her sollte erwogen werden, Einstellungshemmnisse speziell zu Lasten älterer Arbeitsloser zu beseitigen.
Auch könnte erwogen werden, älteren Arbeitnehmern nach langjähriger Beitragszahlung Ansprüche auf
beschäftigungssichernde Maßnahmen einzuräumen. Zur Vermeidung von Härten könnte übergangsweise
oder dauerhaft älteren Arbeitslosen eine längere Bezugsdauer für die Arbeitslosenhilfe eingeräumt wer-
den. Auch könnte bei diesem Personenkreis die Anrechnungsfreiheit für selbstbewohntes Wohneigentum
beibehalten werden.

Durch die Befristung des Arbeitslosengeldes auf höchstens ein Jahr und die Befristung der Arbeitslosen-
hilfe werden die Bundesanstalt für Arbeit bzw. die Beitragszahler und der Bund entlastet und die Kom-
munen belastet. Hierfür müsste sicherlich ein Ausgleich vorgesehen werden. Dabei bietet es sich an,
diesen Ausgleich im Zusammenhang mit der ohnehin anstehenden Gemeindefinanzreform und unter
Einbeziehung der ebenfalls vorgesehenen Gewerbesteuerreform zu regeln.
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